
 
 

 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchten wir Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten informieren:  
 
1. "Vernetzungstreffen für Ehrenamtliche in der Asylarbeit" des Bayerischen 
Flüchtlingsrats 
Das Projekt VOR ORT des Bayerischen Flüchtlingsrats veranstaltet zwei Vernetzungstreffen 
für Ehrenamtliche in der Asylarbeit. Die Vernetzungstreffen am 02.07. in Regensburg und 
am 16.07. in Augsburg können unabhängig voneinander besucht werden und bieten Raum 
zum regionalen Austausch. In beigefügter Einladung sind das Tagesprogramm und die 
verschiedenen Workshops aufgeführt. Die Veranstaltungen bieten eine Möglichkeit zu 
Fortbildung, Diskussion und Vernetzung verschiedener Akteure in der Flüchtlingsarbeit. Bei 

Interesse, können Sie sich direkt beim bayerischen Flüchtlingsrat anmelden.  

  
 
 

2. Veranstaltung zum Thema "Asylrecht" 
Mit beiliegendem Flyer möchten wir Sie im Namen der katholischen Hochschulgemeinde 
Würzburg (KHG) und ihren Kooperationspartnern herzlich zur Veranstaltung "Asyl - was man 
wissen sollte - Eine Veranstaltung zum Thema Asylrecht" einladen.  
Sie findet am Donnerstag, den 30. Juni 2016 um 19:30 Uhr in den Räumlichkeiten der KHG 
in der Hofstallstraße 4 in Würzburg statt. Themen des Abends sind vor allem die aktuellen 
Entwicklungen im Asylrecht, der Ablauf eines Asylverfahrens, Aufenthaltsbestimmungen und 
vieles mehr.  

  
 
 

3. Veranstaltungsreihe im Rahmen von GSiK der Universität Würzburg 
Alle ehrenamtlichen Helfer sind herzlich eingeladen an folgenden Veranstaltungen der GSiK-
Reihe (Globale Systeme und interkulturelle Kompetenz) teilzunehmen: 
- "Inklusion beginnt im Bauch", Montag, 13.06.2016, 18 Uhr, Wittelsbacherplatz - 00.401 
(HS I) 
- "Menschenrechte: universal oder kulturell?", Montag, 20.06.2016, 16 Uhr, Sanderuni HS 
318 
- "Wechselwirkung von Migration und Gesundheit in Äthiopien, Kolumbien und Togo" 
(Vortrag in Englisch), Dienstag, 21.06.2016, 18 Uhr im HS 2 am Wittelsbacher Platz 
 Weitere Infos finden Sie unter: www.gsik.uni-wuerzburg.de oder https://lists.uni-
wuerzburg.de/mailman/listinfo/gsik-news 
 

 
4. Broschüre für die Betreuung und Unterstützung von LSBTTI-Flüchtlingen 
(besonders schutzbedürftige Flüchtlinge) 
Die Beauftrage der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration hat 
zusammen mit dem ASB, dem Paritätischen und dem Lesben- und Schwulenverband eine 
Broschüre zur Unterstützung besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge erstellt. Dies betrifft 
vor allem schwangere Flüchtlinge, Opfer von Menschenhandel, unbegleitete Minderjährige, 
aber auch Flüchtlinge, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung verfolgt wurden.  
Die Broschüre bündelt Informationen über den Umgang mit besonders schutzbedürftigen 
Flüchtlingen, deren Bleibeperspektiven und stellt verschiedene Kontaktadressen für 
weiterführende Informationen bereit.  

  
 
 
 
 
 
 

http://www.gsik.uni-wuerzburg.de/
https://lists.uni-wuerzburg.de/mailman/listinfo/gsik-news
https://lists.uni-wuerzburg.de/mailman/listinfo/gsik-news



 


 



http://www.katholischeakademie-regensburg.de/kontakt-und-anreise/

http://annahof-evangelisch.de/tagen-im-annahof/

http://www.fluechtlingsrat-bayern.de/Anmeldeformular.html
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Die »Flüchtlingskrise«. Kaum ein anderes Thema beschäftigt und 
spaltet seit Monaten die Medien, Politik und öffentliche Meinung so 
stark wie die Frage, wie mit dem aktuellen Flüchtlingsstrom in Europa 
und in Deutschland umgegangen werden soll. Dabei mangelt es in der 
Debatte oftmals an fundierten Fakten und Informationen zum Thema 
Asyl. Erschwerend hinzu kommen ständige Veränderungen sowohl in 
der geltenden Rechtslage als auch in der Praktischen Handhabung von 
Asylverfahren. Welche ist die rechtliche und tatsächliche Situation 
der Flüchtlinge, die sich in Deutschland aufhalten? Wie läuft ein Asyl-
verfahren ab? Und wer darf nach dem deutschen Asylrecht eigentlich 
alles bleiben?


Fo
to


 ©
 S


an
dy


+1
97


4/
ph


ot
oc


as
e.


co
m





goldmann
Dateianlage
Asylrecht-30.06.2016.pdf




Handreichung 


für die Betreuung und Unterstützung 


von LSBTTI*-Flüchtlingen


gefördert durch







2


Inhalt


Schnellübersicht zum Flüchtlingskreis LSBTTI*................................................................................ 5	


Allgemeine Empfehlungen für einen Umgang mit Geflüchteten 
mit LSBTTI*-Hintergrund in Flüchtlingseinrichtungen................................................................. 7	


Asylrecht und LSBTTI*......................................................................................................................................11	


Adressenübersicht: Beratung und Information für 
LSBTTI*-Flüchtlinge in Deutschland.......................................................................................................15


Adressenübersicht: Flüchtlingsräte in Deutschland  
(Vermittlung/keine Beratung).....................................................................................................................38


Übersicht: Homosexualität und Transgeschlechtlichkeit  
in verschiedenen Weltregionen................................................................................................................40	


Anlage: Arbeitsblatt für Orientierungskurse zum 
Thema LSBTTI*......................................................................................................................................................42


Impressum .............................................................................................................................................................43







3


Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Samariterinnen und Samariter,


gerade die Betreuung von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten stellt in der Flüchtlings-
hilfe eine besondere Herausforderung dar. 


Zwar sind Geflüchtete mit einem LSBTTI*-Hintergrund nicht explizit in der EU-Aufnahmericht-
linie 2003/9/EG bzw. 2013/33/EU als besonders schutzbedürftig aufgelistet, doch ist die Verfol-
gung aufgrund der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität laut der EU-Qualifi-
kationsrichtlinie 2011/95/EU und dem Asylgesetz ein anerkannter Asylgrund. 


Zudem hat der Europäische Gerichtshof die Rechte von LSBTTI*-Asylsuchenden aus guten 
Gründen gestärkt. Denn LSBTTI* werden oftmals in ihren Heimatländern massiv verfolgt und 
stehen auch in den Flüchtlingseinrichtungen in Deutschland vor spezifischen Herausforde-
rungen. So häufen sich Berichte über Anfeindungen und auch gewalttätige Übergriffe. Das 
Bekanntwerden eines LSBTTI*-Hintergrunds kann zu einer Gefahr für die Betroffenen werden. 
Dies macht einen besonders sensiblen Umgang mit der Thematik notwendig. 


Zur Zielgruppe der Flüchtlinge mit LSBTTI*-Hintergrund liegen derzeit leider nur wenige 
praxisnahe Empfehlungen und Hintergrundinformationen vor. Die vorliegende Handreichung 
gibt daher eine Einführung in das Thema, Handlungsempfehlungen und eine bundesweite 
Übersicht über Beratungsstellen. 


Wir hoffen, dass wir mit dieser Broschüre eine Orientierung geben können, und freuen uns 
über Anregungen und Hinweise, insbesondere mit Praxisbezug.


Für Rückfragen stehen wir gerne jederzeit zur Verfügung.


Mit besten Grüßen


	 	


Dr. Georg Scholz	 Henny Engels		  Prof. Dr. Rolf Rosenbrock 
Bundesarzt des	 Bundesvorstand	 Vorsitzender
ASB Deutschland	 LSVD			   Der Paritätische Gesamtverband
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„Menschen mit LSBTTI*-Hintergrund  


droht in sieben Ländern die Todesstrafe.  


In vielen weiteren werden sie bedroht,  


gefoltert und ermordet. Die Aufnahme  


dieser verfolgten Personen in Deutschland  


ist eine humanitäre Pflicht.“


Klaus Jetz 
Geschäftsführer  
Hirschfeld-Eddy-Stiftung
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1) �Flüchtlinge mit LSBTTI*-Hintergrund sind, 
wie etwa Schwangere, Menschen mit 
Behinderung, Opfer des Menschenhandels 
und unbegleitete Minderjährige, als be-
sonders schutzbedürftige bzw. vulnerable 
Flüchtlinge anzusehen.


2) �Es ist vorsichtig geschätzt davon auszuge-
hen, dass mindestens 5 % der Flüchtlinge 
eine LSBTTI*-Identität haben. 


3) �LSBTTI*-Flüchtlinge kommen meist aus Staa-
ten, in denen ihnen Zwangsverheiratung, 
Gefängnisstrafen, Folter oder gar die To-
desstrafe drohen. Viele LSBTTI*-Flüchtlinge 
müssen daher in ihrem Herkunftsland ihre 
sexuelle Orientierung und/oder geschlecht-
liche Identität verheimlichen, meist auch 
vor engsten Familienangehörigen. 


4) �Es ist davon auszugehen, dass in Deutsch-
land ankommende LSBTTI*-Flüchtlinge 
versuchen werden, in einer größeren Stadt 
aufgenommen zu werden, da dort erfah-
rungsgemäß eine breitere LSBTTI*-Infra-
struktur (spezialisierte Beratungsstellen, 
Treffpunkte etc.) vorhanden ist.


5) �LSBTTI*-Flüchtlinge können nach Bekannt-
werden ihrer sexuellen Orientierung und/
oder geschlechtlichen Identität in Erst- und 
Gemeinschaftsunterkünften homophoben 
oder transphoben Anfeindungen durch 
Mitbewohner_innen und Personal aus-
gesetzt sein. Hier braucht es verbindliche 
Hausordnungen, LSBTTI*-inklusive Ge-
waltschutzkonzepte und Schutzräume für 
Betroffene. 


6) �In den Flüchtlingsunterkünften kann es 
ein Problem geben, wenn Geflüchtete mit 
LSBTTI*-Hintergrund sich vor Dolmetscher_
innen oder Übersetzer_innen offenbaren 
müssen und/oder diese bei Konflikten 
vermitteln sollen. Diskriminierung durch 
homophobe und transphobe Dolmetscher_
innen oder Übersetzer_innen kann negative 
Auswirkungen auf das Asylverfahren haben. 


7) �LSBTTI*-Flüchtlingen fällt es aufgrund ihrer 
persönlichen Erfahrungen oftmals sehr 
schwer, über ihre sexuelle Orientierung 
und/oder geschlechtliche Identität und  
ihre Verfolgung zu sprechen. Dies kann 
negative Auswirkungen auf ein Asylverfah-
ren haben, da gegebenenfalls der gesamte 
Umfang an erlittener Diskriminierung und 
Gewalt nicht oder nur unvollständig thema-
tisiert wird.


8) �Verfolgung aufgrund der sexuellen Orien– 
tierung und geschlechtlichen Identität 
ist laut der EU-Qualifikationsrichtlinie 
2011/95/EU und § 3 b Abs. 1 Nr. 4 AsylG ein 
anerkannter Asylgrund. Die Verhängung 
einer Freiheitsstrafe für gleichgeschlechtli-
che Sexualität ist nach der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) eine 
solche Verfolgungshandlung. Geflüchtete 
LSBTTI* müssen deshalb in Deutschland 


INFO 
Die Abkürzung LSBTTI* steht für 
L	=	 Lesben
S	=	 Schwule
B	=	 Bisexuelle
T	=	 Transsexuelle
T	=	 Transgender
I	 =	 Intersexuelle
*	 =	� Vielfalt geschlechtlicher und  


sexueller Identitäten


Die Bezeichnung „queer“ wird in LSBTTI*- 
Zusammenhängen oftmals als Oberbe-
griff verwendet, um sexuelle Orientie-
rung und/oder geschlechtliche Identität 
zu bezeichnen, die von Hetero-Normen 
abweicht. 


Detailliertere Erläuterungen zur Vielfalt 
der sexuellen Orientierung und geschlecht-
lichen Identität findet man zum Beispiel 
unter http://echte-vielfalt.de/wort-schatz, 
www.andersundgleich-nrw.de/images/Fi-
bel_der_vielen_kleinen_Unterschiede.pdf  
und www.netzwerk-lsbttiq.net/lsbttiq.


Schnellübersicht zum Flüchtlingskreis LSBTTI*



http://echte-vielfalt.de/wort-schatz

http://www.andersundgleich-nrw.de/images/Fibel_der_vielen_kleinen_Unterschiede.pdf

http://www.andersundgleich-nrw.de/images/Fibel_der_vielen_kleinen_Unterschiede.pdf

http://www.netzwerk-lsbttiq.net/lsbttiq
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überzeugend glaubhaft machen, dass sie in 
ihrem Herkunftsstaat wegen ihrer sexu-
ellen Orientierung oder geschlechtlichen 
Identität Verfolgung erlebt haben bzw. dass 
ihnen Verfolgung droht. Wenn sie unver-
folgt ausgereist sind, müssen sie ausdrück-
lich vorbringen, dass sie (auch) aus Angst 
vor Verfolgung versteckt gelebt haben. 
Sonst wird ihr Asylgesuch abgelehnt.


9) �Der EuGH hat die Rechte von LSBTTI* ge-
stärkt. So hat er die bisherige Praxis verwor-
fen, das Asylgesuch mit der Begründung 


abzulehnen, die Asylbewerbenden brauchten 
keine Verfolgung zu befürchten, wenn sie 
sich nicht „outen“ und nicht offen leben. De-
taillierte Befragungen zu sexuellen Praktiken, 
psychologische Gutachten und medizinische 
Tests sowie das Einbeziehen von intimen 
Fotos sind nach EuGH-Rechtsprechung unzu-
lässig. Wenn es ein Flüchtling nicht schafft, 
sich gleich bei der ersten Anhörung zu outen, 
darf das nicht mehr dazu führen, dass der 
angegebene Fluchtgrund als „gesteigertes 
Vorbringen“ abgetan wird.


6
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1) �In vielen Unterkünften kann die Privat-
sphäre nicht ausreichend gewährleistet 
werden. Für LSBTTI*-Flüchtlinge kann es 
daher problematisch sein, sich zu outen, 
da sie mit Anfeindungen und Übergriffen 
rechnen müssen. Gegebenenfalls sollte 
LSBTTI*-Flüchtlingen geraten werden, sich 
innerhalb der Einrichtung nicht zu outen. 
Nach homophoben oder transphoben Über-
griffen ist es unter Umständen notwendig, 
Betroffene oder Täter_innen zum Beispiel 
in eine andere Einrichtung zu vermitteln. 


2) �Es empfiehlt sich, auf LSBTTI* spezialisierte 
Beratungsstellen bei Problemen frühzeitig 
einzubinden (siehe Listen Kapitel „Adres-
sen: Beratung und Information für LSBT-
TI*-Flüchtlinge“ und „Adressen: Flüchtlings-
räte in Deutschland“/ Vermittlung; keine 
Beratung).


3) �Haupt- und ehrenamtlich Mitarbeitende 
sollten in Schulungen auch für LSBTTI*-The-
men sensibilisiert werden. Homophobie 
und Transphobie müssen wie alle Formen 
psychischer und physischer Gewalt in der 
Einrichtung eine klare Absage erteilt wer-
den. Auch externes Personal sollte auf einen 
sensiblen Umgang mit besonders schutzbe-
dürftigen Personen in den Gemeinschafts-
unterkünften hingewiesen werden. 


�Allgemeine Empfehlungen für einen Umgang mit Geflüchteten 
mit LSBTTI*-Hintergrund in Flüchtlingseinrichtungen


Begrüßungsmap-
pen sind eine gute 
Möglichkeit, die 


Flüchtlinge in der Einrichtung willkom-
men zu heißen und ihnen Orientierung 
zu geben. Es empfiehlt sich, in der Mappe 
auch die Hausordnung in mehreren Spra-
chen beizulegen.


TIPP 
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4) �Eine Person in der Einrichtung sollte als 
Ansprechpartner_in für LSBTTI*-Flüchtlinge 
gewonnen werden. Zudem sollten Mög-
lichkeiten geschaffen werden, dass LSBT-
TI*-Flüchtlinge diskret Kontakt aufnehmen 
können, um ihre persönliche Situation in 
einem geschützten Rahmen thematisieren 
zu können. Ein Regenbogenaufkleber kann 
für LSBTTI*-Flüchtlinge Offenheit signalisie-
ren. Ggf. können Plakate mit Kontaktdaten 
bzw. Internetadressen von Ansprechpart-
ner_innen aufgehängt werden. Wichtig ist 
dabei, dass das Plakat nicht nur die Thema-
tik LSBTTI* behandelt, da sonst die Gefahr 
eines Outings besteht. Die Ansprechpart-
ner_innen in den Einrichtungen sollten 
einer Schweigepflicht unterliegen. Dies 
sollte auch den Geflüchteten vermittelt 
werden, um die Hemmschwelle einer Kon-
taktaufnahme möglichst niedrig zu halten 
und Sicherheit zu geben. 


5) �Eine Hausordnung mit Grundregeln für 
ein rücksichtvolles Miteinander sollte in 
mehreren Sprachen und zentral aufgehängt 
werden. Hierbei empfiehlt es sich, auf alle 
im „Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz“ 
genannten Merkmale Bezug zu nehmen; 
mehr Informationen dazu bei der Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes unter www.
antidiskriminierungsstelle.de. Es sollte ver-
mittelt werden, an wen sich die Geflüchte-
ten bei Beschwerden bzw. Verstößen wen-
den können und was mit der Beschwerde 
passiert. Auch hier ist ein sensibler Umgang 
mit der Gefahr eines Outings bei Anzeigen 
eines Angriffs empfehlenswert z.B. mit Ver-
weis auf eine Schweigepflicht.


6) �Bei der Auswahl von Dolmetscher_innen 
und Übersetzer_innen für LSBTTI*-Flücht-
linge sollte auf eventuell vorhandene ho-
mophobe oder transphobe Einstellungen 
geachtet werden. Es muss sichergestellt 
werden, dass die herangezogenen Dolmet-
scher_innen und Übersetzer_innen sachge-
mäß und vorurteilsfrei übersetzen.


7) �Die LSBTTI*-Thematik sollte in das Gewalt-
schutzkonzept der Einrichtung integriert 
werden. Der Paritätische Gesamtverband 
gibt in der Broschüre „Empfehlungen an 
ein Gewaltschutzkonzept zum Schutz von 
Frauen und Kindern vor geschlechtsspe-
zifischer Gewalt in Gemeinschaftsunter-
künften“ Hinweise für einen Umgang mit 
besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen. 


8) �Im Sinne eines Gewaltschutzkonzepts soll-
ten Notrufsysteme in den Einrichtungen in 
nicht einsehbaren Bereichen, insbesondere 
in den Sanitärbereichen, installiert wer-
den. Wichtig ist hier auch das Vertrauen 
der Geflüchteten in den Wachdienst/die 
Security und das Wissen, dass sie sich bei 
einem Vorfall an sie wenden können. Eine 
Schulung/Sensibilisierung für das Thema 
wird daher empfohlen. Wichtig ist auch 
eine ausreichende Beleuchtung der Einrich-
tung. Besonders die Wege zu den Sanitär-
bereichen sollten nachts beleuchtet sein, 
um Übergriffen entgegenzuwirken. Die 
Möglichkeit Sanitäranlagen und Zimmer 
abzuschließen, sollte gegeben sein.


9) �Viele Flüchtlinge mit LSBTTI*-Hintergrund 
benötigen Orientierung und Informationen 
über ihre Situation als LSBTTI* in Deutsch-
land, gegebenenfalls auch über HIV/AIDS. 


Die Broschüre 
„Empfehlungen an 
ein Gewaltschutz-


konzept zum Schutz von Frauen und Kin-
dern vor geschlechtsspezifischer Gewalt 
in Gemeinschaftsunterkünften“ kann 
unter http://www.migration.paritaet.org/
fluechtlingshilfe/arbeitshilfen/?layout=o-
paowcxzait heruntergeladen werden.


TIPP 


Das Webportal 
www.zanzu.de der 
Bundeszentrale 


für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) 
bietet in 13 Sprachen Informationen zur 
sexuellen Gesundheit und erleichtert 
damit die Kommunikation über sensible 
Themen.


TIPP 
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Der LSVD hat mit 
Unterstützung des 
Bundesministe-


riums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend ein Handbuch für familienbezoge-
nes Fachpersonal unter dem Titel „Homo-
sexualität in der Familie“ veröffentlicht. 
PDF-Download ist unter http://homose-
xualitaet-familien.de/texte/LSVD_Hand-
buch_Fachpersonal_2014.pdf möglich. 
Unter www.regenbogenkompetenz.de/
regenbogenkompetenz gibt es Erläute-
rungen zur Regenbogenkompetenz. Diese 
stellt Fachpersonal vor die Herausforde-
rung, eigenen Stereotypen und Vorurtei-
len nachzuspüren und diese kritisch zu 
hinterfragen.


TIPP 
Der LSVD Berlin-Brandenburg hat Broschü-
ren in arabischer, türkischer und russischer 
Sprache über die gesellschaftliche Situation 
von Schwulen und Lesben in Deutschland 
online gestellt. Zudem hat er ein Arbeitsblatt 
„Welche Rechte haben homosexuelle Men-
schen in Deutschland?“ für Lerngruppen mit 
Deutsch als Fremdsprache entwickelt, das 
dieser Handreichung in der Anlage beiliegt. 
Die Unterlagen des LSVD Berlin-Branden-
burg lassen sich als PDF unter https://berlin.
lsvd.de/projekte/miles/ herunterladen. 


10) �Der selbstverständliche Umgang mit  
LSBTTI*-Lebensweisen im Alltag, etwa auch 
in Sprach- und Integrationskursen, zeigt 
einen offenen Umgang mit der Vielfalt der 
individuellen Lebensentwürfe.



http://homosexualitaet-familien.de/texte/LSVD_Handbuch_Fachpersonal_2014.pdf

http://homosexualitaet-familien.de/texte/LSVD_Handbuch_Fachpersonal_2014.pdf

http://homosexualitaet-familien.de/texte/LSVD_Handbuch_Fachpersonal_2014.pdf
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„Wir müssen LSBTTI*-Flüchtlingen während und 


nach der Aufnahme besonderen Schutz zukom-


men lassen. Unser Grundgesetz verpflichtet uns, 


den Betroffenen den Schutz zu gewähren, der 


ihnen in ihren Heimatländern und oftmals auch 


in den Erstaufnahmeländern verwehrt bleibt.“ 


Prof. Dr. Rolf Rosenbrock 
Vorsitzender 


Der Paritätische Gesamtverband
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Ein kurzer Leitfaden des Lesben- und Schwu-
lenverbandes (LSVD) für LSBTTI*-Flüchtlinge 
erläutert deren spezielle Situation.


1. �Wann können LSBTTI* in Deutschland Asyl 
erhalten?


LSBTTI* können in Deutschland Asyl erhalten, 
wenn sie in ihrem Heimatland wegen ihrer 
sexuellen Identität verfolgt werden und die 
Gefahr droht, dass sie an Leib, Leben oder 
Freiheit verletzt, strafrechtlich verfolgt oder 
einer unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung oder Bestrafung unterworfen 
werden. Die Verfolgungshandlungen müssen 
aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so 
gravierend sein, dass sie eine schwerwiegen-
de Verletzung der grundlegenden Menschen-
rechte darstellen. 


Auch eine Kumulation unterschiedlicher 
Maßnahmen kann die Qualität einer Ver-
letzungshandlung haben wie z.B. Diskrimi-
nierungen beim Zugang zu Bildungs- oder 
Gesundheitseinrichtungen, aber auch exis-
tenzielle berufliche oder wirtschaftliche 
Einschränkungen. Die einzelnen Eingriffs-
handlungen müssen nicht für sich allein die 
Qualität einer Menschenrechtsverletzung 
aufweisen, in ihrer Gesamtheit aber eine 
Betroffenheit des Einzelnen bewirken, die der 
Eingriffsintensität einer schwerwiegenden 
Menschenrechtsverletzung entspricht. 


Der bloße Umstand, dass homosexuelle 
Handlungen unter Strafe gestellt sind, stellt 
als solche noch keine Verfolgungshandlung 
dar. Dagegen ist eine Freiheitsstrafe, mit der 
homosexuelle Handlungen bedroht sind und 
die im Herkunftsland tatsächlich verhängt 
wird, als unverhältnismäßige oder diskrimi-


nierende Bestrafung zu betrachten und stellt 
somit eine Verfolgungshandlung dar. 


Beschimpfungen, Schmähungen und unsub-
stanziierte Drohungen sowie die Vermittlung 
eines Gefühls des Unerwünschtseins reichen 
dagegen als „Verfolgungshandlungen“ nicht 
aus. Sie sind nicht so gravierend, dass sie eine 
schwerwiegende Verletzung der grundlegen-
den Menschenrechte darstellen. 


Die Verfolgung kann vom Staat ausgehen, 
von Parteien oder Organisationen, die den 
Staat oder einen wesentlichen Teil des 
Staatsgebiets beherrschen, oder von nicht-
staatlichen Akteur_innen, sofern der Staat 
oder die dort herrschenden Parteien und 
Organisationen erwiesenermaßen nicht in 
der Lage oder nicht willens sind, Schutz vor 
Verfolgung zu bieten. Diese Voraussetzung 
ist erfüllt, wenn es tatsächlich schon wie-
derholt zu Angriffen auf LSBTTI* gekommen 
ist, und wenn die Polizei nicht bereit war, die 
Täter_innen zu ermitteln und zu verfolgen 
und LSBTTI* zu schützen. 


Wenn LSBTTI* unverfolgt aus ihrem Herkunfts-
land ausgereist sind, reicht es nicht aus, dass 
es dort vereinzelt zu Übergriffen gekommen 
ist. Die Übergriffe müssen sich so ausgeweitet 
haben, dass alle LSBTTI* konkret damit rech-
nen müssen, ebenfalls verfolgt zu werden.


2. Die Einreise nach Deutschland
Asyl kann nur in Deutschland beantragt wer-
den. Asylbewerber_innen, die auf dem Land-
weg in die Bundesrepublik einreisen, können 
das nur über einen „Dublin-Staat“. 


Für alle Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und zusätzlich für Norwegen, Island, 
die Schweiz und Lichtenstein gilt die Dub-
lin-III-Verordnung. Sie regelt, welcher Staat 
für die Durchführung eines Asylverfahrens 
zuständig ist. Das ist der Dublin-Staat, in den 
ein Flüchtling als erster (illegal) eingereist ist 
oder in dem bereits ein Asylverfahren anhän-
gig ist oder war. 


Einen ausführli-
chen mehrsprachi-
gen Ratgeber des 


LSVD zum Asylrecht findet man auf der 
Webseite www.lsvd.de unter den Menü-
punkten → Recht → Ratgeber → Asylrecht.


TIPP 


Asylrecht und LSBTTI*



http://www.lsvd.de
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Wenn das „Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge“ (BAMF) feststellt, über welchen 
Dublin-Staat Asylbewerber_innen eingereist 
sind, werden sie dorthin abgeschoben, wenn 
dieser Staat der Übernahme des Verfahrens 
zustimmt. 


Lässt sich der zuständige Dublin-Staat nicht 
feststellen, ist Deutschland für die Prüfung 
des Asylantrags zuständig. Das ist wohl der 
Grund, warum Asylbewerber_innen nach der 
Einreise häufig ihre Reise- und Ausweispapiere 
vernichten. 


Die Geflüchteten dürfen in solchen Fällen 
auch nicht in ihr Herkunftsland abgeschoben 
werden, wenn dort ihr Leben oder ihre Frei-
heit wegen ihrer „Rasse, Religion, Nationali-
tät, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung“ (Genfer Flüchtlingskonventi-
on) bedroht ist. Sie werden dann nach § 60 
Abs. 1 AufenthG als Flüchtlinge im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt 
(sogenanntes kleines Asyl).


3. �Die Glaubhaftmachung der behaupteten 
Verfolgung


Die Asylbewerber_innen müssen schon bei ih-
rer ersten Anhörung alle Tatsachen vortragen, 
die ihre Furcht vor Verfolgung oder die Gefahr 
eines ihnen drohenden ernsthaften Schadens 
begründen. Damit ihr Vorbringen glaubhaft 
erscheint, müssen sie ihre persönlichen 
Erlebnisse und die in ihre Sphäre fallenden 
Ereignisse lückenlos und ohne wesentliche 
Widersprüche so schildern, dass der behaup-
tete Asylanspruch glaubhaft erscheint. Ihre 
Schilderung muss konkret, anschaulich und 
detailreich sein. 


Spätere Berichtigungen oder Ergänzungen 
(„gesteigertes Vorbringen“) werden als un-
glaubwürdig abgetan und führen oftmals zur 
Ablehnung des Antrags, weil das Vorbringen 
insgesamt unglaubwürdig sei. Laut einem 
EuGH-Urteil ist das jedoch nicht zulässig  
(siehe Seite 5, Punkt 9).


4. Rückkehrprognose
Wenn die Asylbewerber _innen glaubhaft ma-
chen können, dass sie beispielsweise vor ihrer 
Flucht wegen ihrer Homosexualität verfolgt 
worden sind, wird angenommen, dass sie bei 
einer Rückkehr in ihr Herkunftsland erneut 
verfolgt werden. 


Wenn die Asylbewerber_innen ihr Herkunfts-
land unverfolgt verlassen haben, weil sie ihre 
sexuelle Orientierung oder geschlechtliche 
Identität geheim gehalten haben, wird ge-
prüft, ob sie dies aus Angst vor Verfolgung 
getan haben oder weil sie ihre Familie oder 
ihre Freund_innen nicht bloßstellen wollten. 
Wenn sie aus Angst vor Verfolgung diskret 
gelebt haben, wird der Flüchtlingsschutz 
bewilligt. 


Wenn sie dagegen diskret gelebt haben, um 
niemanden zu brüskieren, wird angenommen, 
dass sie diesen Lebensstil für sich akzeptieren. 
Der Flüchtlingsschutz wird dann abgelehnt. 


5. Beschleunigtes Verfahren
Bestimmte Gruppen von Flüchtlingen werden 
von der Bundespolizei nach ihrer Kontrolle in 
„besondere Aufnahmeeinrichtungen“ verwie-
sen. Dort muss das Asylverfahren binnen einer 
Woche durchgeführt werden. Wenn das dem 
Bundesamt nicht gelingt, wird das Verfahren 
als nicht beschleunigtes Verfahren fortge-
führt. 


Das beschleunigte Verfahren findet unter 
anderem statt bei: 
•	 Geflüchteten aus sicheren Herkunftsstaa-


ten. Das sind alle Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union sowie Albanien, Bosnien 
und Herzegowina, Ghana, Kosovo, die 
Ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, Montenegro, Senegal und Serbien. 
Die Länder Algerien, Marokko und Tunesi-


Der Paritätische 
Gesamtverband 
hat eine ausführ-


liche Broschüre zum Thema Asylrechts-
beratung unter dem Titel „Grundlagen 
des Asylverfahrens – Eine Arbeitshilfe für 
Beraterinnen und Berater“ herausgegeben. 
Ein PDF-Download ist möglich unter www.
migration.paritaet.org/start/publikationen


TIPP 



http://www.migration.paritaet.org/start/publikationen

http://www.migration.paritaet.org/start/publikationen
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en sollen ebenfalls zu sicheren Herkunfts-
staaten erklärt werden.


•	 Ausländer_innen, die die Behörden über 
ihre Identität oder Staatsangehörigkeit 
offensichtlich getäuscht haben und 


•	 Ausländer_innen, die ein Identitäts- oder 
ein Reisedokument mutwillig vernichtet 
oder beseitigt haben, das die Feststellung 
ihrer Identität oder Staatsangehörigkeit 
ermöglicht hätte.


Wir gehen davon aus, dass alle Asylbewerber_
innen ohne Papiere ins beschleunigte Verfah-
ren verwiesen werden.


Die Asylbewerber_innen sind verpflichtet, 
bis zur Entscheidung des Bundesamts und 
gegebenenfalls auch bis zu ihrer Ausreise oder 
Abschiebung in der besonderen Aufnahme-
einrichtung zu wohnen. Wenn sie den Bezirk 
der Ausländerbehörde verlassen, in dem die 
besondere Aufnahmeeinrichtung liegt, gilt ihr 
Asylantrag als zurückgenommen. Dasselbe 
wird unterstellt, wenn sich Asylbewerber_in-
nen nach der Kontrolle durch die Bundes-
polizei nicht unverzüglich in die besondere 
Aufnahmeeinrichtung begeben.


Wenn der Antrag von Asylbewerber_innen als 
offensichtlich unbegründet oder unzulässig ab-
gelehnt wird, können sie gegen diesen Bescheid 
binnen einer Woche Klage vor dem Verwal-
tungsgericht erheben und einen Eilantrag auf 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung der 
Klage stellen. Der Eilantrag muss ausführlich 
begründet werden, weil das Verwaltungsgericht 
darüber nur im schriftlichen Verfahren ent-
scheidet. Wenn der Eilantrag abgelehnt wird, 
kann die Abschiebung trotz des weiterhin lau-
fenden Klageverfahrens vollzogen und können-
die Asylbewerber_innen abgeschoben werden.


Es ist deshalb sehr wichtig, dass LSBTTI*-Asyl-
bewerber_innen sofort sachkundig beraten 
werden. Das wird aber in den meisten Fällen 
nicht möglich sein, weil es viele LSBTTI*-Asyl-
suchende nicht schaffen, sofort offen über 
ihre sexuelle Orientierung und entsprechende 
Verfolgung zu berichten, wenn Homosexuali-
tät in ihrer Herkunftsgesellschaft tabuisiert ist 
und ihre bisherige Überlebensstrategie war, 


ihre sexuelle Orientierung gegenüber Dritten 
geheim zu halten.


6. �LSBTTI*-Flüchtlinge aus Bürgerkriegsländern
Flüchtlingen aus Bürgerkriegsländern wie 
z.B. Syrien wird der Flüchtlingsstatus nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention oder der 
subsidiäre Schutzstatus zuerkannt, wenn kein 
anderer Dublin-Staat zuständig ist. In diesem 
Zusammenhang ist das Hervorbringen indivi-
dueller Verfolgungsgründe besonders wichtig, 
um die Chancen auf eine Flüchtlingsanerken-
nung zu erhöhen. Die Flüchtlinge erhalten 
dann eine Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr, 
die auch verlängert werden kann. Der subsidi-
äre Schutzstatus wird aber widerrufen, sobald 
der Bürgerkrieg zu Ende ist. Die Flüchtlinge 
müssen dann in ihr Heimatland zurückkehren. 


LSBTTI*-Flüchtlinge aus Bürgerkriegsländern 
sollten sich deshalb bei ihrer Anhörung nicht 
mit dem Hinweis abspeisen lassen, sie brauch-
ten vorerst keine Angaben über ihre Verfol-
gung wegen ihrer sexuellen Identität oder 
über ihre Angst vor einer solchen Verfolgung 
zu machen, da sie ja ohne Weiteres als Schutz-
berechtigte anerkannt werden. 


Sie müssen unbedingt darauf bestehen, dass 
sie nicht nur als „subsidiär Schutzberechtig-
te“, sondern auch als „Flüchtlinge“ anerkannt 
werden wollen und dass sie deshalb auch 
zu ihrer Verfolgung als LSBTTI* oder zu ihrer 
Angst vor einer solchen Verfolgung Angaben 
machen wollen. Wenn der Entscheider oder 
die Entscheiderin das ablehnt, müssen sie dar-
auf bestehen, dass das im Anhörungsprotokoll 
vermerkt wird.


Sonst kann es ihnen passieren, dass ihnen 
später vorgehalten wird, ihre Angaben zu ihrer 
Homosexualität seien unglaubwürdig, weil sie 
das nicht sofort mit vorgebracht hätten.


Weitere Informati-
onen zu asyl- und 
aufenthaltsrecht-


lichen Fragen sind auf der Webseite  
www.asyl.net des Informationsverbund 
Asyl und Migration e.V. zu finden.


TIPP 
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„Unsere Gesellschaft und die Behörden 


müssen alle Anstrengungen unternehmen, 


damit Geflüchtete in Deutschland keinerlei 


rassistischen, homophoben oder transpho-


ben Anfeindungen ausgesetzt sind.“ 


Manfred Bruns
Bundesanwalt a. D.







15


Teilweise befinden sich auf LSBTTI*-Flücht-
linge spezialisierte Beratungsstellen noch 
im Aufbau, eine Vernetzung entwickelt sich 
derzeit. Sollte vor Ort keine spezifische Bera-
tungsstelle vorhanden sein, empfiehlt sich 
die direkte Kontaktaufnahme etwa zu den 
lokalen LSBTTI*-Einrichtungen bzw. -Gruppen 
oder auch zu den örtlichen AIDS-Hilfen. Eine 
Übersicht über die AIDS-Hilfen in Deutsch-
land findet man unter www.aidshilfe.de/de/
adressen


Ansprechpersonen für LSBTTI* auf der Flucht
Stand: Juni 2016


Deutschland


Lesben- und Schwulenverband in Deutsch-
land (LSVD) 
Bundesgeschäftsstelle
Hülchrather Straße 4
50670 Köln 
T. 0221-925961-0
F. 0221-925961-11 
lsvd@lsvd.de
www.queer-refugees.de
www.lsvd.de


Queeramnesty
Unterabteilung von Amnesty International.
Mehr Informationen unter  
www.queeramnesty.de


Netzwerk „Rainbow Refugees“
refugees@csd-dresden.de
www.rainbow-refugees.de 


Bundesverband Trans* e.V.i.G.
Für geschlechtliche Selbstbestimmung und 
Vielfalt! (BVT*)
Kiefholzstraße 2
12435 Berlin
info@bundesverband-trans.de.
http://bundesverband-trans.de


• Land Baden-Württemberg


LSVD Baden-Württemberg e.V .
Weißenburgstr. 28a
70180 Stuttgart
ba-wue@lsvd.de
http://ba-wue.lsvd.de/


Netzwerk LSBTTIQ Baden-Württemberg  
Adlerstraße 12 
79098 Freiburg i.Brg.
M. 0152-53 94 81 94
refugees@netzwerk-lsbttiq.net
www.netzwerk-lsbttiq.net


Ombudsperson für Flüchtlingserstaufnahme
Ministerium für Integration
Königstraße 44
70173 Stuttgart 
T. 0711-27 94 47 7
ombudsmann@intm.bwl.de


Regionen und Kommunen in 
Baden-Württemberg


Baden-Baden


Arbeitskreis Asyl e.V. Baden-Baden
Industriestraße 41a
76532 Baden-Baden
M. 0172-71 57 653 
M. 0152-28 94 475 5 
bb.akasyl@online.de
http://akasyl-bad.de


Adressen: Beratung und Information für  
LSBTTI*-Flüchtlinge in Deutschland


Eine Liste von 
Rechtsanwält_in-
nen, die sich mit 


dem Thema LSBTTI* auskennen, findet 
man unter https://www.lsvd.de/nc/recht/
rechtsanwaelte-usw/adressen.html


TIPP 
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Freiburg


AIDS-Hilfe Freiburg e. V.
Büggenreuterstraße 12
79106 Freiburg
T. 0761-15 14 66 40
T. 0761-19 41 1
F. 0761-15 14 66 433
kontakt@aids-hilfe-freiburg.de
www.aids-hilfe-freiburg.de


Rosa Hilfe Freiburg e.V.
Adlerstraße 12
79098 Freiburg
T. 0761-25 16 1
kontakt@aids-hilfe-freiburg.de
www.aids-hilfe-freiburg.de


Heidelberg


Pro Bono Heidelberg 
Studentische Rechtsberatung e.V.
Plöck 101
69117 Heidelberg
asylrecht@probono-heidelberg.de


Flüchtlingsberatung
Diakonisches Werk Heidelberg
Karl-Ludwig-Straße 6
69117 Heidelberg
T. 06221-53 75 0
F. 06221-53 75 75
dw-fluechtlingsberatung@dwhd.de 
www.diakonie-heidelberg.de 


Karlsruhe


AIDS-Hilfe Karlsruhe e.V.
Wilhelmstraße 14
76137 Karlsruhe
T. 0721-35 48 160
F. 0721-35 48 161 6
info@aidshilfe-karlsruhe.de
www.aidshilfe-karlsruhe.de


Amnesty International Asylberatung
Bezirk Karlsruhe
Alter Schlachthof 59 
76131 Karlsruhe
asyl@amnesty-karlsruhe.de 
www.amnesty-karlsruhe.de


Verein zur Unterstützung traumatisierter 
Migranten e.V.
Alter Schlachthof 59
76131 Karlsruhe
T. 0721-62 88 306
trauma-migranten@web.de 
www.traumatisierte-migranten.de 


Lörrach


Deutsche Gesellschaft für Transidentität und 
Intersexualität e.V.
Beratungs- und Informationsstelle
dgti e.V. c/o Eva Marie Schreck
Tumringer Straße 209
79539 Lörrach
T. 07621-16 08 36 3
eva.schreck@dgti.org
www.dgti.org/beratungsstellen.html


Mannheim


PLUS Mannheim
Alphornstraße 2A
68169 Mannheim
T. 0621-33 62 110
team@plus-mannheim.de
www.plus-mannheim.de


Caritasverband Mannheim e.V.
B 5, 19a
68159 Mannheim 
T. 0621-12 60 23 0
F. 0621-12 60 28 8
info@caritas-mannheim.de
www.caritas-mannheim.de/hilfe-und- 
beratung/fluechtlinge-und-migranten


Neu-Ulm


Diakonisches Werk Neu-Ulm e. V.
Asyl- und Migrationsberatung
Eckstraße 25
89231 Neu-Ulm
T. 0731-70 47 822
F. 0731-70 47 825
M. 0171-50 92 309
asylberatung@diakonie-neu-ulm.de
www.diakonie-neu-ulm.de/html/ 
asylberatung.html



mailto:kontakt@aids-hilfe-freiburg.de

mailto:kontakt@aids-hilfe-freiburg.de

mailto:asylrecht@probono-heidelberg.dehttp://

http://www.caritas-mannheim.de/hilfe-und-beratung/fluechtlinge-und-migranten

http://www.caritas-mannheim.de/hilfe-und-beratung/fluechtlinge-und-migranten
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Stuttgart


Frauenberatungs- und Therapiezentrum 
Stuttgart e.V.
Schlossstraße 98
70176 Stuttgart
T. 0711-28 59 001
F. 0711-28 59 003
info@frauenberatung-fetz.de
www.frauenberatung-fetz.de


refugio Stuttgart e.V.
Psychosoziales Zentrum für traumatisierte 
Flüchtlinge
Weißenburgstraße 13
70180 Stuttgart
T. 0711-64 53 127
F. 0711-64 53 126
info@refugio-stuttgart.de
www.refugio-stuttgart.de


Türkische Gemeinde in Baden-Württemberg e.V.
Reinsburgstraße 82
70178 Stuttgart
T. 0711-88 89 99 15
F. 0711-88 89 99 20
info@tgbw.de
http://s552001431.website-start.de/


Verein zur Förderung von Jugendlichen e.V .
Heusteigstraße 22  
70182 Stuttgart
T. 0711-55 32 64 7
F. 0711-55 32 64 8
fixemer@verein-jugendliche.de
www.verein-jugendliche.de


Weissenburg e.V.
Weißenburgstraße 28a
70180 Stuttgart
T. 0711-64 04 494
F. 0711-64 04 495
info@zentrum-weissenburg.de
www.zentrum-weissenburg.de


Ulm


Amnesty Asylberatung  
Bezirk Ulm
Ensingerstraße 21
89073 Ulm
T. 0731-63 63 2
kontakt@amnesty-ulm.de
www.amnesty-ulm.de


Vaihingen/Enz


VTSM Vereinigung Trans Sexuelle  
Menschen e.V.
Landesverband Baden Württemberg
Kehlstraße 5
71665 Vaihingen/Enz
T. 07042-16 53 4
Tilly@transsexuellev.de
www.transsexuellev.de


Villingen-Schwemmingen


Refugio Villingen- Schwenningen 
Kontaktstelle für traumatisierte Flüchtlinge 
und Folteropfer e.V.
Schwedendammstraße 6
78050 Villingen-Schwenningen
T. 07721-50 41 66
F. 07721-50 41 65
info@refugio-vs.de
www.refugio-vs.de


Waiblingen


InTra* Beratung – Baden-Württemberg
Marbacher Weg 17
71334 Waiblingen
M. 0171-62 73 52 9
katharina.vater@intra-beratung.org
www.intra-beratung.org



http://www.verein-jugendliche.de

mailto:info@refugio-vs.de
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• Bayern


München


Amnesty International
Bezirkskoordinationsgruppe für politische 
Flüchtlinge
Bezirk München und Oberbayern
Volkartstraße 76
80636 München
T. 089-16 54 12
F. 089-16 54 04
asyl@amnesty-muenchen.de
www.amnesty-muenchen-asyl.de


LeTRa
Lesbentelefon e.V.
Blumenstraße 29
80331 München
T. 089-72 54 27 2
F. 089-23 70 79 09
info@letra.de
www.letra.de


Sub e.V.
Müllerstraße 14
80469 München
T. 089-8563464-00
refuge@zentrum.subonline.org
https://www.subonline.org


Nürnberg


AIDS-Hilfe Nürnberg-Erlangen-Fürth e.V.
Geschäftsstelle
Entengasse 2
90402 Nürnberg
T. 0911-23 09 03 5
F. 0911-23 09 03 45
info@aidshilfe-nuernberg.de
www.aidshilfe-nuernberg.de


Fliederlich e.V. – Schwulesbisches  
Zentrum Nürnberg
Sandstraße 7
90443 Nürnberg
T. 0911-42 34 57 0
F. 0911-42 34 57 20
verein@fliederlich.de 
www.fliederlich.de


Passau


Amnesty International
Aslyberatung Passau-Ostbayern
Postfach 1966
94009 Passau
asyl@amnesty-passau.de


Diakonischen Werk Passau e.V.
Nikolastraße 12 d
94032 Passau
T. 0851-56 06 0
F. 0851-56 06 160
geschaeftsstelle@diakonie-passau.de
www.diakonie-passau.de


Regensburg


RESI Regensburger Schwulen- und Lesben- 
initiative
Verein gegen die Diskriminierung von Homo-
sexualität e.V.
Blaue-Lilien-Gasse 1
93047 Regensburg
T. 0941-51 44 1
F. 0941-58 83 9
info@resi-online.de
www.resi-online.de


Würzburg


Amnesty Asylberatung
Bezirk Würzburg
Friedenstraße 3
97072 Würzburg
M. 0175-12 53 22 4 (Notfallnummer für  
Asylsuchende)
asylberatung@amnesty-wuerzburg.de
www.amnesty-wuerzburg.de


• Berlin


Amnesty International
Asylgruppe Berlin
Haus der Demokratie und Menschenrechte
Greifswalder Straße 4
10405 Berlin
T. 030-84 10 90 52
F. 030-84 10 90 55
info@amnesty.de
www.amnesty-asylgruppe-berlin.de/Main/
Asylberatung



http://www.amnesty-asylgruppe-berlin.de/Main/Asylberatung

http://www.amnesty-asylgruppe-berlin.de/Main/Asylberatung
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GLADT e.V.
Koloniestraße 116
13359 Berlin
T. 030-26 55 66 33
M. 0157-82 07 42 31
info@gladt.de
www.GLADT.de


Schwulenberatung Berlin
Anlaufstelle für LSBTI* Flüchtlinge/Not-und 
Gemeinschaftsunterkunft für LSBTI* Flücht-
linge Berlin-Treptow
Wilhelmstraße 115
10963 Berlin
T. 030-44 66 88 0
refugees@schwulenberatungberlin.de
www.schwulenberatungberlin.de/wir-helfen/
queere-fluechtlinge


LesMigraS
Kulmer Straße 20a
10783 Berlin
T. 030- 21 91 50 90
F. 030 -21 91 70 09
info@lesmigras.de
www.lesmigras.de


LSVD Berlin-Brandenburg e.V.
MILES – Zentrum für Migranten, Lesben und 
Schwule
Kleiststraße 35
10787 Berlin
T. 030-22 50 22 15
miles@blsb.de
https://berlin.lsvd.de/projekte/miles


TransInterQueer e.V.
Glogauer Straße 19
10999 Berlin
T. 030-61 67 52 916
triq@transinterqueer.org
www.transinterqueer.org


• Land Brandenburg


LSVD Berlin-Brandenburg e.V.
MILES – Zentrum für Migranten, Lesben  
und Schwule
Kleiststraße 35
10787 Berlin
T. 030-22 50 22 15
miles@blsb.de
https://berlin.lsvd.de/projekte/miles


Regionen und Kommunen in  
Brandenburg


Angermünde


Johanniter-Unfall-Hilfe e.V.
Regionalverband Nordbrandenburg
Dienststelle Angermünde
Berliner Straße 45
16278 Angermünde
T. 03331-26 96 25
F. 03331-26 96 22
www.johanniter.de/index.php?id=1843


Brandenburg a. d. H.


Diakonisches Werk Potsdam e.V.
Damaschkestraße 17
14770 Brandenburg a. d. H.
T. 03381-79 38 69 7
F. 03381-79 38 69 1
i.stiebitz@dwpotsdam.de
www.diakonisches-werk-potsdam.de/ 
beratungsfachdienst-f%C3%BCr-migrantinnen


Cottbus


AIDS-Hilfe Lausitz e.V.
c/o Kulturzentrum Bunte Welt
Thierbacher Straße 21
03048 Cottbus
T. 0355-29 06 53 85 
M. 0151-58 12 62 36
info@aids-hilfe-lausitz.de
www.aids-hilfe-lausitz.de


Rat & Tat – Zentrum Cottbus
Straße der Jugend 33, 7. Etage
03050 Cottbus
T. 0355-29 06 09 80
beratung@love-sex-safe.de
www.katte.eu



http://www.diakonisches-werk-potsdam.de/beratungsfachdienst-f%C3%BCr-migrantinnen

http://www.diakonisches-werk-potsdam.de/beratungsfachdienst-f%C3%BCr-migrantinnen
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Frankfurt (Oder)


Caritashaus St. Josef
Leipziger Straße 39
15232 Frankfurt (Oder) 
T. 0335-56 54 150
F. 0335-56 54 100
m.wojtas@caritas-brandenburg.de
www.caritas-brandenburg.de/90881.html


Potsdam


AIDS-Hilfe Potsdam e.V.
Kastanienallee 27
14471 Potsdam
T. 0331-95 13 085 1
F. 0331-95 13 085 2
msm@aidshilfe-potsdam.de
https://www.aidshilfe-potsdam.de


AndersARTiG e.V.
Gutenbergstraße 63
14467 Potsdam
T. 0331-20 19 888
F. 0331-20 19 797
mail@andersartig.info
www.andersartig.info


Diakonisches Werk Potsdam e.V.
Beratungsfachdienst für MigrantInnen
Rudolf-Breitscheid-Straße 64 (Hinterhaus)
14482 Potsdam
T. 0331-20 07 79 41
F. 0331-20 08 38 2
fluechtlingsberatung@dwpotsdam.de
www.diakonisches-werk-potsdam.de/ 
beratungsfachdienst-f%C3%BCr-migrantinnen


Rat & Tat – Zentrum Potsdam
Jägerallee 29
14469 Potsdam
T. 0331-23 70 09 70
beratung@love-sex-safe.de
www.katte.eu


• Bremen


Amnesty Asylberatung
Bezirk Bremen, Weser, Ems
Goetheplatz 4
28203 Bremen
info@amnesty-bremen.de
www.amnesty-bremen.de


RAT & TAT – Zentrum
Theodor-Körner-Straße 1
28203 Bremen
T. 0421-70 41 70
F. 0421-70 00 09
beratung@ratundtat-bremen.de
www.ratundtat-bremen.de


• Hamburg


LSVD Landesverband Hamburg 
c/o Hein und Fiete
Pulverteich 21
20099 Hamburg
T. 040-28 05 09 83
F. 040-28 05 09 83
hamburg@lsvd.de
http://hamburg.lsvd.de


read – Beratung bei Diskriminierung wegen 
des Geschlechts, Geschlechteridentitäten, 
sexueller Orientierungen
Steindamm 11
20099 Hamburg
T. 040-39 84 26 71
T. 040-39 84 26 61
rainer.ulfers@basisundwoge.de
birte.weiss@basisundwoge.de


Lesbenverein Intervention e.V. 
Glashüttenstraße 2
20357 Hamburg
T. 040-24 50 02
info@lesbenverein-intervention.de
www.intervention-hamburg.de


Magnus-Hirschfeld-Centrum e.V.
Borgweg 8
22303 Hamburg
T. 040-27 87 78 00
F. 040-27 87 78 02
info@mhc-hamburg.de 
www.mhc-hamburg.de



http://www.diakonisches-werk-potsdam.de/beratungsfachdienst-f%C3%BCr-migrantinnen

http://www.diakonisches-werk-potsdam.de/beratungsfachdienst-f%C3%BCr-migrantinnen
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Queeramnesty Hamburg
Amnesty International
Bezirk Hamburg
Eilbeker Weg 214
22089 Hamburg
T. 040-60 94 20 58
www.queeramnesty.hamburg/kontakt


• Hessen


Darmstadt


Diakonisches Werk Darmstadt-Dieburg
Zweifalltorweg 10
64293 Darmstadt
T. 06151-92 61 21
F. 06151-92 61 00
paraskevaidou@dw-darmstadt.de
www.dw-darmstadt.de


Vielbunt – queere Community Darmstadt e.V.
Holzstraße 5
64283 Darmstadt
info@vielbunt.org
www.vielbunt.org


Frankfurt (Main)


AIDS-Hilfe Frankfurt e.V.
AG36: Schwules Zentrum
Alte Gasse 36
60313 Frankfurt
T. 069-13 38 79 30
F. 069-28 44 01
norbert.draeger@frankfurt.aidshilfe.de
www.frankfurt-aidshilfe.de
www.ag36.de


Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Frankfurt 
am Main e.V. 
Henschelstraße 11
60314 Frankfurt am Main
T. 069-29 89 010
F. 069-29 89 0110
www.awo-frankfurt.com/dienste-angebote/
fluechtlinge.html


Amnesty Asylberatung
Bezirk Frankfurt
Leipziger Straße 17
60487 Frankfurt
T. 069-49 61 49 
asyl@amnesty-frankfurt.de
www.amnesty-frankfurt.de


Amt für multikulturelle Angelegenheiten 
(AmkA)
LSBTIQ Koordinierungsstelle
Lange Straße 25-27
60311 Frankfurt am Main
T. 069-212 74529 bzw. 73145
F. 069-21 23 79 46
LSBTIQ@stadt-frankfurt.de
www.amka.de


Lesben Informations- und Beratungsstelle 
(LIBS) e.V.
Alte Gasse 38
60313 Frankfurt
T. 069-28 28 83
F. 069-21 99 97 16
info@libs.w4w.net


Fulda


AIDS-Hilfe Fulda e.V.
Friedrichstraße 4
36037 Fulda
T. 0661-77 0 11
F. 0661-24 10 11
info@aidshilfe-fulda.de
www.aids-hilfe-hessen.de/beratungszeiten- 
hessische-aids-hilfen.php


Gießen


Aidshilfe Gießen e.V.
Diezstraße 8
35390 Gießen
Deutschland
T. 0641-39 02 26
F. 0641-39 44 76
ah-gi@t-online.de
www.giessen.aidshilfe.de



http://www.aids-hilfe-hessen.de/beratungszeiten-hessische-aids-hilfen.php

http://www.aids-hilfe-hessen.de/beratungszeiten-hessische-aids-hilfen.php
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Ev. Dekanat Gießen – Flüchtlingsberatung  
in der HEAE Gießen 
Meisenbornweg 23 
35398 Gießen 
T. 0641-97 19 24 4 
F. 0641-97 19 24 5 
fluechtlingsberatung@ekhn-net.de
http://regionale-diakonie.de/arbeitsfelder/
flucht-interkulturelle-arbeit-migration/fluecht 
lingsarbeit.html


Kassel


Diakonisches Werk Kassel
Hermannstraße 6
34117 Kassel
T. 0561-71 28 80
F. 0561-71 28 888
info@dw-kassel.de
www.dw-kassel.de/rat-und-hilfe-finden/
fluechtlingsberatung


Wiesbaden


AIDS-Hilfe Wiesbaden e.V.
Karl-Glässing-Straße 5
65183 Wiesbaden
T. 0611-30 24 36
F. 0611-37 72 13
AHWiesbaden@t-online.de
www.aidshilfe-wiesbaden.de/impressum.php


• Mecklenburg-Vorpommern


Neubrandenburg


genres-Gesellschaft für nachhaltige Regio-
nalentwicklung und Strukturforschung
Helmut-Just-Straße 4
17036 Neubrandenburg
T. 0395-57 07 22 0
F. 0395-57 07 22 5
info@genres-online.de
www.genres-online.de


Initiative Rosa-Lila 
Beratungsstelle
Lindenstraße 63
17033 Neubrandenburg
T. / F. 0395-54 42 07 7
post@rosalila.de
www.rosalila.de


Rostock


Aids-Hilfe und Beratung Rostock
Centrum für Sexuelle Gesundheit Rostock
Wokrenter Straße 28
18055 Rostock
T. 0381-128 50 23
M. 0176-37 72 4 81 9
F. 0381-12 85 02 4
info@csg-rostock.de
www.csg-rostock.de
 	
Migra e.V.
Waldemarstraße 32 
18057 Rostock 
T. 0381-44 43 11 60
info@migra-mv.de 
www.migra-mv.de


rat+tat e.V. Rostock
Leonhardstraße 20
18057 Rostock
T. 0381-45 31 56
F. 0381-45 31 61
post@ratundtat-rostock.de
www.ratundtat-rostock.de


Schwerin


LSVD Mecklenburg-Vorpommern  
Gaymeinsam e.V.
Lübecker Straße 43
19053 Schwerin	
T. 0385-55 75 54 
F. 0385-557554 
info@gaymeinsam-mv.de	


VSP | Verbund für Soziale Projekte e.V.
Mecklenburg-Vorpommern
Lübecker Straße 41
19053 Schwerin
T. 0385-51 19 62 11
F. 0385-51 19 62 22
info.vorstand@vsp-mv.de
www.vsp-mv.de



http://regionale-diakonie.de/arbeitsfelder/flucht-interkulturelle-arbeit-migration/fluechtlingsarbeit.html

http://regionale-diakonie.de/arbeitsfelder/flucht-interkulturelle-arbeit-migration/fluechtlingsarbeit.html

http://regionale-diakonie.de/arbeitsfelder/flucht-interkulturelle-arbeit-migration/fluechtlingsarbeit.html

www.dw-kassel.de/rat-und-hilfe-finden/fluechtlingsberatung

www.dw-kassel.de/rat-und-hilfe-finden/fluechtlingsberatung
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Wismar 


Landkreis Nordwestmecklenburg
Fachdienst Soziales
Leitender Dipl. Soz. Päd. Roy Rietentidt
Asyl dezentral
Dr.-Leber-Straße 2a
23966 Wismar 
T. 0151-64618780
info@gaymeinsam-MV.de


• Land Niedersachsen


LSVD Niedersachsen-Bremen e.V . 
Postfach 32 32 
49022 Osnabrück
T. 0541-59 79 25 18 
F. 0541-59 79 25 19 
nds-bremen@lsvd.de
http://nds-bremen.lsvd.de


Regionen und Kommunen in 
Niedersachsen


Aurich


DRK Aurich
Migrationsarbeit
Schmiedestraße 13
26603 Aurich
T. 04941-10 53 5
T. 04941-60 48 88
T. 04941-60 48 89
F. 04941-933523
migrationsarbeit@drk-kv-aurich.de
http://drk-kv-aurich.de/14.html


Braunschweig


Braunschweiger AIDS-Hilfe e.V.
Eulenstraße 5
38114 Braunschweig
T. 0531-58 00 30
F. 0531-58 00 33 0
info@braunschweig.aidshilfe.de
www.braunschweig.aidshilfe.de


Refugium Flüchtlingshilfe e.V.
Steinweg 5
38100 Braunschweig
T. 0531-24 09 8 00
F. 0531-77 06 3
info@refugium-braunschweig.de
www.refugium-braunschweig.de


Verein für sexuelle Emanzipation e.V.
Echternstraße 9
38100 Braunschweig
T. 0531-61 51 57 57
info@vsebs.de 
www.onkel-emma.org


Celle


Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Celle e.V.
AWO- Service- Center Celle/Integrations- 
beratung
Heese 18
29225 Celle
T. 05141-90 27 10
F. 05141-90 27 17
AWO-Celle@t-online.de
www.awo-celle.de


Hannover


Amnesty International,  
Bezirk Hannover
Asylberatung
Fraunhoferstraße 15
30163 Hannover
T. 0511-66 72 63 
asyl@amnesty-hannover.de
http://amnesty-hannover.de


Kargah e.V.
Flüchtlingsbüro 
Zur Bettfedernfabrik 1
30451 Hannover
T. 0511-12 60 78 0
F. 0511-12 60 78 22
suana@kargah.de
info@kargah.de
www.kargah.de



mailto:nds-bremen@lsvd.de

http://nds-bremen.lsvd.de
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Landeshauptstadt Hannover
Fachbereich Personal und Organisation
Beauftragte für sexuelle und geschlechtliche 
Vielfalt
Trammplatz 2
30159 Hannover
T. 0511-16 84 10 80
T. 0511-16 84 19 15 
18.LS@hannover-stadt.de
www.hannover.de/Media/02-GIS-Objekte/ 
Organisationsdatenbank/Landeshaupt-
stadt-Hannover/Soziales/Beauftragte-f%C3%B-
Cr-sexuelle-und-geschlechtliche-Vielfalt


Goslar


Aidshilfe Goslar e.V.
Kniggenstraße 4
38640 Goslar
T. 05321-42 55 1
aidshilfe.goslar@t-online.de
www.aidshilfe-goslar.de


Göttingen


AIDS-Hilfe Göttingen
Obere Karspüle 14
37073 Göttingen
T. 0551-43 73 5
F. 0551-41 02 7
info@goettingen.aidshilfe.de
www.goettingen.aidshilfe.de


Amnesty Asylberatung
Bezirk Kassel-Göttingen
Weenderstraße 42 
37073 Göttingen
aigoe1121@gmail.com
www.amnesty-goettingen.de


Lüneburg


AIDS-Hilfe Lüneburg
c/o Diakonieverband
Heiligengeiststraße 31
21355 Lüneburg
T. 04131-99 75 35 6
M. 0151-26 33 45 72
beratung@lueneburg.aidshilfe.de
www.lueneburg.aidshilfe.de


Oldenburg


AIDS-Hilfe Oldenburg e.V.
Bahnhofstraße 23
26122 Oldenburg
T. 0441-14 50 0
F. 0441-14 22 2
info@aidshilfe-oldenburg.de
www.aidshilfe-oldenburg.de


IBIS e.V.
Klävemannstraße 16
26122 Oldenburg
T. 0441-88 40 16
F. 0441-98 49 60 6
info@ibis-ev.de
www.ibis-ev.de


Osnabrück


Exil e.V. – Osnabrücker Zentrum für  
Flüchtlinge
im Kulturzentrum Lagerhalle
Rolandsmauer 26
49074 Osnabrück
T. 0541-76 02 44 8
kontakt@exilverein.de
http://exilverein.de


Schortens


Intersexuelle Menschen e.V.
c/o Lucie Veith
Kastanienstraße 3
26419 Schortens OT Grafschaft
T. 04423-70 84 53 3
vorstand@intersexuelle-menschen.net
www.im-ev.de


• Land Nordrhein-Westfalen


Lesben- und Schwulenverband (LSVD) 
Bundesgeschäftsstelle und LSVD NRW
Hülchrather Straße 4
50670 Köln 
T. 0221-92 59 61-0
F. 0221-92 59 61-11
nrw@lsvd.de (Landesverband)
lsvd@lsvd.de (Bundesverband)
www.nrw.lsvd.de



http://www.hannover.de/Media/02-GIS-Objekte/ Organisationsdatenbank/Landeshauptstadt-Hannover/Soziales/Beauftragte-f%C3%BCr-sexuelle-und-geschlechtliche-Vielfalt

http://www.hannover.de/Media/02-GIS-Objekte/ Organisationsdatenbank/Landeshauptstadt-Hannover/Soziales/Beauftragte-f%C3%BCr-sexuelle-und-geschlechtliche-Vielfalt

http://www.hannover.de/Media/02-GIS-Objekte/ Organisationsdatenbank/Landeshauptstadt-Hannover/Soziales/Beauftragte-f%C3%BCr-sexuelle-und-geschlechtliche-Vielfalt

http://www.hannover.de/Media/02-GIS-Objekte/ Organisationsdatenbank/Landeshauptstadt-Hannover/Soziales/Beauftragte-f%C3%BCr-sexuelle-und-geschlechtliche-Vielfalt

mailto:nrw@lsvd.de

mailto:lsvd@lsvd.de





25


Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Lesben  
in NRW e.V.
Sonnenstraße 10
40227 Düsseldorf
T. 0211-69 10 530
F. 0211-69 10 531
info@lesben-nrw.de
www.lesben-nrw.de


Schwules Netzwerk NRW
Lindenstraße 20
50674 Köln
T. 0221-257 28 47
F. 0221-257-28 48
info@schwules-netzwerk.de
www.schwules-netzwerk.de


Regionen und Kommunen in  
Nordrhein-Westfalen


Aachen


Amnesty Asylberatung
Bezirk Aachen
Adalbertsteinweg 123a/b
52070 Aachen
www.amnesty-aachen.de


Rainbow e. V.
Jakobstraße 161
52064 Aachen 
T. 0241-40 19 70 0
F. 0241-34 63 8
info@rainbow-aachen.de
www.rainbow-aachen.de


Ahaus


Aids-Hilfe Westmünsterland e.V.
Marktstraße 16
48683 Ahaus
T. 02561-97 17 37
M. 01520-46 82 38 2
F. 02561-96 20 11
info@westmuensterland.aidshilfe.de
www.aidshilfe-westmuensterland.de


Bielefeld


Arbeitskreis Asyl Bielefeld e.V.
Friedenstraße 4-8
33602 Bielefeld
T. 0521-787152-40
F. 0521-787152-93
info@ak-asyl.info


Amnesty International Ostwestfalen-Lippe
Jöllenbecker Straße 103
33613 Bielefeld
T. 0521-9679-440
F. 0251-9679-441
bezirk@amnesty-owl.de 
www.amnesty-owl.de


Bochum


Rosa Strippe – Bochum
Kortumstraße 143
44787 Bochum
T. 0234-640 46 21 
F. 0234-516 57 67 
info@rosastrippe.de
www.rosastrippe.de 


Bonn


Amnesty Asylberatung
Bezirk Bonn/Koblenz
Heerstraße 30
53111 Bonn
mail@amnesty-bonn.de
www.amnesty-bonn.de


GAP in Bonn
Jugendtreff und Beratungsstelle für schwul-
lesbisch-bi-und trans* Jugendliche
Obere Wilhelmstraße 29
53225 Bonn
T. 0228-949 09 77
info@gap-in-bonn.de
http://gap-in-bonn.de
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Dinslaken


together Jugendgruppe 
c/o „Altes Hexenhaus“
Brückstraße 11
46535 Dinslaken
dinslaken@together-virtuell.de
http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.
html


Dortmund


Koordinierungsstelle für Lesben,  
Schwule & Transidente
Friedensplatz 5
44122 Dortmund
T. 0231-50-27559
shildebrandt@stadtdo.de
www.dortmund.de/de/leben_in_dortmund/
schwulelesben/start_sl/index.html


Diakonisches Werk Dortmund
Glückaufsegenstraße 60 - Haus 12
44265 Dortmund
T. 0231-4442406
F. 0231-4754620


Amnesty Asylberatung
Bezirk Dortmund
Siegfriedstraße 12
44137 Dortmund
info@ai-dortmund.de
www.ai-dortmund.de


LEBEDO
Beratungsstelle für lesbische und bisexuelle 
Frauen sowie transidente Menschen und ihre 
Angehörigen
Goethestraße 66
44147 Dortmund
T. 0231-98 22 14 40
info@lebedo.de
www.lebedo.de


Duisburg


Stadt Duisburg
Referat für Gleichberechtigung und  
Chancengleichheit
Schwerpunktbereich: Vielfältige Lebensformen
Joachim Müller
T. 0203-283 69 83
F. 0203-283 39 64
jo.mueller@stadt-duisburg.de
vielfaeltige-lebensformen@stadt-duisburg.de


Düsseldorf


Amnesty Asylberatung
Bezirk Düsseldorf
Neusser Straße 86
40219 Düsseldorf
T. 0211-4792688
www.amnesty-duesseldorf.de


You‘re Welcome – Mashallah
Landeskoordination Düsseldorf
AIDS-Hilfe Düsseldorf e.V.
Johannes-Weyer-Straße 1
40225 Düsseldorf
T. 0211-77 09 5 31
marco.grober@duesseldorf.aidshilfe.de
www.duesseldorf.aidshilfe.de


Schwulenberatung Düsseldorf e.V.
Postfach 130745
40557 Düsseldorf
T. 0211-49 53 45 3
info@schwulenberatung-duesseldorf.de


Frauenberatungsstelle Düsseldorf e.V.
Projekt „Lesben beraten Lesben“
Talstraße 22-24
40217 Düsseldorf-Friedrichstadt
T. 0211-68 68 54
F. 0211-67 61 61
info@frauenberatungsstelle.de
www.frauenberatungsstelle.de



mailto:dinslaken@together-virtuell.de

http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.html

http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.html

www.dortmund.de/de/leben_in_dortmund/schwulelesben/start_sl/index.html

www.dortmund.de/de/leben_in_dortmund/schwulelesben/start_sl/index.html
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Flüchtlinge Willkommen in Düsseldorf
Andreas Vollmert und Birgit Keßel
Heinz-Schmöle-Straße 7
40227 Düsseldorf
M. 0157-83 51 75 20
M. 0157-53 62 59 75
welcome@fluechtlinge-willkommen-in- 
duesseldorf.de
www.fluechtlinge-willkommen-in- 
duesseldorf.de


Essen


Stadt Essen
Koordinierungsstelle Gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen
Steubenstraße 53
45138 Essen
Herr Klink, T. 0201-88 50270
ludger.klink@sozialamt.essen.de
Frau Hoffmann, T. 0201-88 50273
ursula.hoffmann@sozialamt.essen.de


AIDS-Hilfe Essen e.V.
Varnhorststraße 17
45127 Essen
T. 0201-105 37-00
F. 0201-105 37-29
info@ aidshilfe-essen. de
Gruppe „Mashallah!“ – schwule Männer  
mit Migrationshintergrund 
Gruppe „Nekabene“ – Menschen aus der  
Subsahara 


Lebenslust- Beratungsteam & together  
Jugendzentrum  
Kleine Stoppenberger Straße 13 - 15
45141 Essen
T. 0208-41 25 92 1
essen@together-virtuell.de
www.together-virtuell.de/210-treffpunkte.html


Gelsenkirchen


together gelsenkirchen
Treffpunkt für lesbische, schwule und bisexu-
elle junge Menschen
Wildenbruchstraße 13
45888 Gelsenkirchen
T. 0209-12 09 36 8
gelsenkirchen@together-virtuell.de
www.togehter-virtuell.de


Hamm


AIDS-Hilfe Hamm
Chemnitzer Straße 41
59067 Hamm
T. 02381-5575
F. 02381-5576
peter.vaske@aidshilfe-hamm.de


Kleve


Lebenslust- Beratungsteam & together  
Jugendgruppe 
c/o Radhaus
Sommerdeich 37
47533 Kleve
kleve@together-virtuell.de 
http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.
html


Integrationsrat der Stadt Kleve
T. 02821-7115951
kleverland@gmx.de


Köln


Integrationsagentur im rubıcon. e.V.
Rubensstraße 8-10
50676 Köln
T. 0221-27 66 99 93 3
Gema.rodriguez.diaz@rubicon-koeln.de
www.rubicon-koeln.de


Stadt Köln
Die Oberbürgermeisterin
Diversity
Fachstelle für Lesben, Schwule und Transgender
Kleine Sandkaul 5
50667 Köln
T. 0221-22 12 10 87
F. 0221-22 12 91 66
LST@stadt-koeln.de 
www.stadt-koeln.de/leben-in-koeln/soziales/
lesben-schwule-transgender


Baraka – a place for international lesbians, 
gays & friends
Rubicon e. V.
Rubensstraße 8-10
50676 Köln
T. 0221-2766999-33
www.rubicon-koeln.de und 
www.baraka-online.info



http://www.together-virtuell.de/210-treffpunkte.html

mailto:kleve@together-virtuell.de

http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.html

http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.html
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Queeramnesty
Bezirksgruppe Köln
koeln@queeramnesty.de


Kölner Appell gegen Rassismus e.V.
Venloer Straße 429
50825 Köln
T. 0221-9521199
F. 0221-9521197
koelner.appell@t-online.de
http://neu.koelnerappell.de/projekte/ 
fluechtlingshilfe


Allerweltshaus e.V.
Migrations- und Sozialberatung
Körnerstraße 77-79
50823 Köln
T. 0221-510 30 02
F. 0221-589 14 80
beratung@allerweltshaus.de
www.allerweltshaus.de


Agisra e.V.
Informations- und Beratungsstelle für Migran-
tinnen und Flüchtlingsfrauen
Martinstraße 20a
50667 Köln
T 0221-124019 und 0221-1390392
F. 0221-9727492
info@agisra.org
www.agisra.de


Amnesty Asylberatung
Bezirk Köln
Domstraße 56
50668 Köln 
info@amnesty-koeln.de
www.amnesty-koeln.de


Krefeld


Lebenslust – Beratungsteam & together  
Jugendzentrum  
Neue Linner Straße 61- 63
47799 Krefeld
krefeld@together-virtuell.de 
http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.
html


Mülheim an der Ruhr


SVLS e.V .
Friedrichstraße 20
45468 Mülheim an der Ruhr
T. 0208-41 25 921
F. 0208-41 25 587
torsten.schrodt@together-virtuell.de
www.svls.deinfo@svls.de


together Jugendtreff 
Teinerstraße 26
45468 Mülheim an der Ruhr
T. 0208-41 25 92 1
muelheim@together-virtuell.de
www.together-virtuell.de


Münster


GGUA Flüchtlingshilfe
Hafenstraße 3-5
48153 Münster
T. 0251-144 860
F. 0251-144 8610
info@ggua.de
www.ggua.de


Amnesty Asylberatung
Bezirk Münster-Osnabrück
Achtermannstraße 10-12
48143 Münster
bezirk@amnesty-muenster-osnabrueck.de
www.amnesty-muenster-osnabrueck.de


Fachstelle für Sexualität und Gesundheit 
Aids-Hilfe Münster e.V.
Abt. Sexualpädagogik, Prävention,
Beratung für Lesben und Regenbogenfamilien
Schaumburgstraße 11
48145 Münster
0251-60960-150
papenkort@aidshilfe.org
www.aidshilfe.org



mailto:krefeld@together-virtuell.de

http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.html

http://together-virtuell.de/220-treffpunkte.html

http://www.svls.deinfo@svls.de

mailto:muelheim@together-virtuell.dehttp://

http://www.together-virtuell.de

http://www.aidshilfe.org
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Siegen


andersROOM Zentrum für Lesben, Schwule 
und Transgender
Freudenberger Straße 67
57072 Siegen 
T. 0271-19446 
diversity@andersroom.de
www.andersroom.de


Wesseling


Aktionsbündnis muslimischer Frauen e. V.
Rabenweg 2
50389 Wesseling
T. 02236-94 86 33
F. 02236-94 85 65
info@muslimische-frauen.de
www.muslimische-frauen.de


Wuppertal


AIDS-Hilfe Wuppertal e.V.
Simonsstraße 36
42117 Wuppertal
T. 0202-45 00 03
F. 0202-45 25 70
aidshilfe@wtal.de


• Land Rheinland-Pfalz


LSVD Rheinland-Pfalz e.V .
c/o Bar jeder Sicht
Hintere Bleiche 29
55116 Mainz
rlp@lsvd.de
http://rlp.lsvd.de/


QueerNet Rheinland-Pfalz e.V .
Hintere Bleiche 29
55116 Mainz
kontakt@queernet-rlp.de
http://www.queernet-rlp.de


Regionen und Kommunen in
Rheinland-Pfalz


Kaiserslautern


AIDS-Hilfe Kaiserslautern e.V.
Pariser Straße 23  
(Eingang Bleichstraße, im Pariser Hof)
67655 Kaiserslautern
T. 0631-18 09 9
F. 0631-10 81 2
info@kaiserslautern.aidshilfe.de
www.aidshilfe-rlp.de/kaiserslautern


Caritas Zentrum Kaiserslautern
Fachdienst für Migration und Integration
Engelgasse 1
67657 Kaiserslautern
T. 0631-36 12 00
F. 0631-36 12 02 61
gisela.fixemer-reiland@caritas-speyer.de
www.caritas.de/adressen/caritas-zentrum- 
kaiserslautern/fachdienst-fuer-migration- 
und-integration/67657-kaiserslautern/99977


Koblenz


Diakonisches Werk des Evangelischen Kirchen-
kreises Koblenz Interkulturelle Dienste
Bodelschwinghstraße 36f
56070 Koblenz
T. 0261-98 85 70 11 2
T. 0261-98 85 70 10
F. 0261-98 85 70 13 1
dw-ikd@kirchenkreis-koblenz.de
www.diakonie-ko.de


RAT & TAT Koblenz e.V.
für das nördliche Rheinland-Pfalz
Moselweißer Straße 65
56073 Koblenz
T. 0261-16699
F. 0261-39499108
www.koblenz.aidshilfe.de
info@ratundtat-koblenz.de


Schwule Jugendgruppe Koblenz (SJK) e.V.
Rizzastraße 14
56068 Koblenz
T. 0261-45 09 32 07
sjk@schwulejugend.de
www.schwulejugend.de



http://rlp.lsvd.de/

mailto:kontakt@queernet-rlp.de

http://www.queernet-rlp.de

www.caritas.de/adressen/caritas-zentrum- kaiserslautern/fachdienst-fuer-migration- und-integration/67657-kaiserslautern/99977

www.caritas.de/adressen/caritas-zentrum- kaiserslautern/fachdienst-fuer-migration- und-integration/67657-kaiserslautern/99977

www.caritas.de/adressen/caritas-zentrum- kaiserslautern/fachdienst-fuer-migration- und-integration/67657-kaiserslautern/99977





30


queer – mittelrhein gem. e.V.
c/o RAT & TAT Koblenz e.V.
Moselweißer Straße 65
56073 Koblenz
T. 0261-94 22 19 1 
M. 0176-96 34 01 91 
F. 0261-13 49 03 89 
info@queer-mittelrhein.de 
www.queer-mittelrhein.de


Landau


Aids-, Drogen- und Jugendhilfe Landau 
Weißenburger Straße 2b
76829 Landau
T. 06341-88 68 8
F. 06341-84 38 6
info@aids-drogen-jugendhilfe.de
www.aidshilfe-rlp.de/landau


Café Asyl
Haus Südstern
Weißenburger Straße 30
76829 Landau
cafeasyl.landau@gmail.com
www.cafeasyl-landau.de


Ludwigshafen


AWO-Stadtkreisverband Ludwigshafen  
am Rhein e.V.
Maxstraße 65
67059 Ludwigshafen
T. 0621-51 80 14
F. 0621-52 92 15 6
gaertner@awo-lu.de
www.awo-lu.de


Mainz


Aids-Hilfe Mainz e.V.
Mönchstraße 17
55130 Mainz
T. 06131-22 22 75
F. 06131-23 38 74
kontakt@aidshilfemainz.de
www.aidshilfemainz.de


Amnesty International
Asylberatung
Bezirk Mainz/Wiesbaden
Kaiserstraße 26-30
55116 Mainz
T. 06131-61 18 20
F. 06131-61 18 20
info@amnesty-mainz.de
www.amnesty-mainz.de


Antidiskriminierungsstelle des  
Landes Rheinland-Pfalz
Kaiser-Friedrich-Straße 5a
55116 Mainz
T. 06131-16 56 05
T. 06131-16 56 06
antidiskriminierungsstelle@mifkjf.rlp.de


Frauenzentrum Mainz e.V.
Feministisches Zentrum für Beratung,  
Kommunikation, Bildung und Kultur
Kaiserstraße 59-61
55116 Mainz
T. 06131-22 12 63
F. 06131-22 92 22
fz@frauenzentrum-mainz.de
www.frauenzentrum-mainz.de


Kultur- und Kommunikationszentrum für 
Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans* und 
Intersexuelle
LBSK e.V.
Hintere Bleiche 29
55116 Mainz 
M. 0174-49 85 28 6 
beratung@sichtbar-mainz.de 
www.sichtbar-mainz.de


Trier


Multikulturelles Zentrum Trier e.V.
Balduinstraße 6
54290 Trier
T. 0651-48 49 7
F. 0651-99 43 61 7
buero@multicultural-center.de
www.multicultural-center.de
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SCHMIT-Z e.V.
Mustorstraße 4
54290 Trier
T. 0651-42 51 4
T. 0651-97 90 99 0
info@schmit-z.de
www.schmit-z.de


• Saarland


LGBTI Refugees Network
Netzwerk für LGBTI Flüchtlinge im Saarland
Hardy Johann & Florian Sand
Goethestraße 1
66121 Saarbrücken
T. 01525-85 59 377
lgbtirefugeessaar@gmail.com


LSVD Saar 
Mainzer Straße 44
66121 Saarbrücken
T. 0681-39 88 33
F. 0681-39 88 66
info@checkpoint-sb.de
https://saar.lsvd.de


Lebach


Diakonisches Werk an der Saar
Flüchtlingsarbeit Landesaufnahmestelle Lebach
Maike Lüdeke-Braun
Pommernstraße 6
66822 Lebach
T. 06881-47 83
F. 06881-53 01 7
fluechtlingsarbeit@dwsaar.de
www.diakonisches-werk-saar.de/index.php?-
content_id=269&parent_id=268


Merzig


Caritasverband Saar-Hochwald e.V.
Torstraße 24
T. 06861-91 20 70 
66663 Merzig
info@caritas-saarlouis.de 
www.caritas-saarlouis.de


Saarbrücken


Aids-Hilfe Saar e.V.
Beratungs- und Geschäftsstelle
Nauwieserstraße 19
66111 Saarbrücken
T. 0681-31 11 2
T. 0681-19 41 1
info@aidshilfesaar.de
www.aidshilfesaar.de


LSVD Saar
Gruppe für Homosexuelle mit Migrations- 
hintergrund „strangers are friends“ 
Mainzer Straße 44
66121 Saarbrücken
T. 0681-39 88 33
info@checkpoint-sb.de
www.saar.lsvd.de


Saarlouis


Caritasverband Saar-Hochwald e.V.
Lisdorfer Straße 13
66740 Saarlouis
T. 06831-93 99 0 
info@caritas-saarlouis.de 
www.caritas-saarlouis.de


• Land Sachsen


CSD Dresden e.V. 
Koordinierungsstelle für LSBT-Flüchtlinge in 
Sachsen 
Zwickauer Straße 8
01069 Dresden
T. 0351-47 59 68 99
M. 0151-11 12 72 53
F. 03222-17 61 009
refugees@csd-dresden.de
www.csd-dresden.de


Lesben- und Schwulenverband Deutschland 
(LSVD)
Landesverband Sachsen 
Tom Haus
Postfach 01 76
09001 Chemnitz
M. 0172-36 16 94 8
sachsen@lsvd.de
www.sachsen.lsvd.de



mailto:lgbtirefugeessaar@gmail.com

http://www.diakonisches-werk-saar.de/index.php?content_id=269&parent_id=268

http://www.diakonisches-werk-saar.de/index.php?content_id=269&parent_id=268
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Regionen und Kommunen in Sachsen


Chemnitz


Lesben- und Schwulenverband Deutsch-
land(LSVD)
Landesverband Sachsen 
Tom Haus 
Postfach 01 76 
09001 Chemnitz 
M. 0172-36 16 94 8 
sachsen@lsvd.dewww.sachsen.lsvd.de


Sächsischer Flüchtlingsrat e.V.
Henriettenstraße 5
09112 Chemnitz
T. 0371-90 31 33
F. 0371-35 52 10 5
asyl@saechsischer-fluechtlingsrat.de 
http://saechsischer-fluechtlingsrat.de


Volkssolidarität
Stadtverband Chemnitz
Clausstraße 31
09126 Chemnitz
T. 0371-53 85 10 0
F. 0371-53 85 11 1
chemnitz@volkssolidaritaet.de
www.vs-chemnitz.de


Dresden


Ausländerrat Dresden e.V.
Geschäftsstelle
Internationales Begegnungszentrum
Heinrich-Zille-Straße 6
01219 Dresden
T. 0351-43 63 70
F. 0351-43 63 73 2
info@auslaenderrat.de
www.auslaenderrat-dresden.de


AWO Asylberatung und -betreuung
Herzberger Straße 14
01239 Dresden
T. 0351-26 06 80 27
asyl@awo-sonnenstein.de
www.awo-in-sachsen.de/ 
asylsuchende,183.php


Gerede – homo, bi und trans e.V.
Prießnitzstraße 18
01099 Dresden
T. 0351-80 222 51
kontakt@gerede-dresden.de
www.gerede-dresden.de


Leipzig


Antidiskriminierungsbüro e.V.
Kochstraße 14
04275 Leipzig
T. 0341-30 39 492
F. 0341-30 39 971
beratung@adb-sachsen.de


Flüchtlingsrat Leipzig e.V.
Sternwartenstraße 4
04103 Leipzig
T. 0341-962 755 80
info@fluechtlingsrat-lpz.org 
www.fluechtlingsrat-lpz.org


Refugee Law Clinic
Burgstraße 27
04109 Leipzig
refugeelawclinic@uni-leipzig.de


RosaLinde Leipzig e.V.
Lange Straße 11
04103 Leipzig
T. 0341-87 96 98 2 
T. 0341-87 90 17 3 
kontakt@rosalinde-leipzig.de
www.rosalinde-leipzig.de


Plauen


Diakonisches Werk – Stadtmission Plauen e.V.
Friedensstraße 24
08523 Plauen
T. 03741-15 39 0
F. 03741 153929
info@diakonie-plauen.de
www.diakonie-plauen.de



mailto:sachsen@lsvd.de

http://www.sachsen.lsvd.de/
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Pirna


AWO Migrationsberatung für erwachsene 
Zuwanderer
Maxim-Gorki-Straße 15
01796 Pirna
T. 03501-52 81 75
F. 03501-44 34 25
migration@awo-sonnenstein.de
www.awo-in-sachsen.de/migranten,44.php


CSD Pirna e.V.
Postfach 100205
01782 Pirna
M. 0162-43 01 20 9
info@csd-Pirna.de


• Land Sachsen-Anhalt


Lesben- und Schwulenverband  
Deutschland (LSVD)
Landesverband Sachsen-Anhalt e.V.
Schäfferstraße 16
39112 Magdeburg
sachsen-anhalt@lsvd.de 
www.sachsen-anhalt.lsvd.de


Regionen und Kommunen in  
Sachsen-Anhalt


Halberstadt


AIDS-Hilfe Sachsen-Anhalt Nord e.V.
Magdeburger Straße 15
38820 Halberstadt
T. 03941-60 16 66
F. 03941-53 57 69 20
info@aidshilfesachsenanhaltnord.de
www.aidshilfesachsenanhaltnord.de


Halle


Begegnungs- und Beratungs-Zentrum  
„lebensart“ e.V.
Fachzentrum für geschlechtlich-sexuelle  
Identität
Beesener Straße 6
06110 Halle (Saale)
T. 0345-20 23 38 5
F. 0345-68 23 59 87
bbz@bbz-lebensart.de


Dornrosa e.V.
Frauenzentrum Weiberwirtschaft
Karl-Liebknecht-Straße 34
06114 Halle (Saale)
T. 0345-2024331
fzweiberwirtschaft@arcor.de
www.weiberwirtschaft-halle.de


Magdeburg


AIDS-Hilfe Sachsen-Anhalt Nord e.V.
Am Polderdeich 57
39124 Magdeburg
T. 0391-53 57 69 0
F. 0391-53 57 69 20
info@aidshilfesachsenanhaltnord.de
www.aidshilfesachsenanhaltnord.de


CSD Magdeburg e.V.
Schäfferstraße 16
39112 Magdeburg 
www.csdmagdeburg.de
info@csdmagdeburg.de 


Lesben- und Schwulenverband  
Deutschland(LSVD)
Landesverband Sachsen-Anhalt e.V.
Schäfferstraße 16
39112 Magdeburg
sachsen-anhalt@lsvd.de
www.sachsen-anhalt.lsvd.de 


• Schleswig-Holstein


Flensburg


AWO Landesverband SH e.V.
IntegrationsCenter Flensburg
Schlossstraße 4
24939 Flensburg
T. 0461-24 74 3
F. 0461-18 15 59
selina.hossain@awo-sh.de
www.awo-sh.de



http://www.csdmagdeburg.de

mailto:info@csdmagdeburg.de

mailto:sachsen-anhalt@lsvd.de

http://www.sachsen-anhalt.lsvd.de/
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Heide


Frauen helfen Frauen e.V.
Notruf und Beratung für Frauen  
in Dithmarschen
Postelweg 4
25746 Heide
T. 0481-64 15 9
info@frauenberatung-dithmarschen.de
www.frauenberatung-dithmarschen.de


Kiel


Antidiskriminierungsstelle Schleswig-Holstein
Karolinenweg 1
24105 Kiel
T. 0431-98 81 24 0
F. 0431-98 81 23 9
antidiskriminierungsstelle@landtag.ltsh.de


Asylgruppe Amnesty International 
Bezirk Kiel-Flensburg
Bremer Straße 2
24118 Kiel
M. 0157-53387958
asyl@amnesty-Kiel.de


Psychosoziale Frauenberatungsstelle
donna klara
Goethestraße 9
24116 Kiel
T. 0431-55 79 34 4
F. 0431-55 79 98 3
psychosozial@donna-klara.de
www.donna-klara.de


HAKI e.V.
lesbisch-schwule Emanzipationsarbeit in 
Schleswig-Holstein
Westring 278
24116 Kiel
T. 0431-17 09 0
T. 0413-19 44 6
post@haki-sh.de
www.haki-sh.de


Lübeck


Jugendnetzwerk lambda::nord e.V.
Mengstraße 43 
23552 Lübeck  
T. 0451-70 75 58 8
F. 0451-70 75 58 7
info@lambda-nord.de
www.lambda-nord.de


Lübecker Flüchtlingsforum e.V.
Hüxstraße 79-83
23552 Lübeck
T. 0451-70 72 29 9
F. 0451-61 30 54 8
fluefo.luebeck@t-online.de


Lübecker AIDS-Hilfe e. V.
Im Ebeling-Haus
Engelsgrube 16
23552 Lübeck
T. 0451-72 55 1
T. 0451-70 41 33
F. 0451-70 70 21 8
info@luebecker-aids-hilfe.de
www.luebecker-aids-hilfe.de


Lübecker CSD e.V.
Hartengrube 25-27
23552 Lübeck
T. 0451-38 94 16 7
F. 0451-38 94 18 7
info@luebeck-pride.de
www.luebeck-pride.de


Jugendnetzwerk lambda::nord e.V.
Informations- und Beratungsstelle NaSowas 
Mengstraße 43
23552 Lübeck
T. 0451-70 75 58 8
F. 0451-70 75 58 7
nasowas@lambda-online.de
www.nasowas.org


Tara – internationales Mädchen- und  
Frauenprojekt e.V.
Hüxstraße 83-85
23552 Lübeck
T. 0451-70 55 76
tara@koiplanet.de
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Neumünster


AIDS-Hilfe Neumünster
Großflecken 50 (Hinterhaus, im „Connect“)
24534 Neumünster
T. 04321-66 8 66
T. 04321-26 04 33
F. 04321-26 04 34
info@aids-hilfe-neumuenster.de
www.aids-hilfe-neumuenster.de


Niebüll


Frauenberatung und Notruf Nordfriesland
Beratungsstelle Niebüll
Friedrich-Paulsen-Straße 6a
25899 Niebüll
T. 04661-94 26 88
niebuell@frauennotruf-nf.de
www.frauennotruf-nf.de


Norderstedt


Frauenberatungsstelle und  
Notruf Norderstedt
Kielortring 51
22850 Norderstedt
T. 040-52 96 95 8
F. 040-52 98 55 65
info@frauenberatungsstelle-norderstedt.de
www.frauenberatungsstelle-norderstedt.de


Rendsburg


Diakonieverein Migration 
Beratung für MigrantInnen 
Prinzenstraße 13
24768 Rendsburg
T. 04331-69 63 40
T. 04331-69 63 41
F. 04331-69 63 49
info@migration-rendsburg.de


Schleswig


Saheli – Internationale Frauenwerkstatt
Bahnhofstraße 23
24837 Schleswig
T. 04621-32 71 8
F. 04621-54 90 9 9
sahelifreundin@gmx.de


Wirtschaftszentrum Handwerk Plus
Migrationssozialberatung
Flensburger Straße 7
24837 Schleswig
T. 04621-87231
M. 0175-4111915
F. 04621-87569
pallei@whp-schleswig.de


• Land Thüringen


LSVD Thüringen e.V.
Erfurt
M. 0179-90 51 45 0
vorstand@lsvd-thueringen.de
www.lsvd-thueringen.de


Regionen und Kommunen in Thüringen


Eisenach


Caritas Eisenach
Alexanderstraße 45
99817 Eisenach
T. 03691-20 48 90
F. 03691-20 48 90
schmidt.m@caritas-bistum-erfurt.de
www.dicverfurt.caritas.de/61294.html


Netzwerk Frauen und Arbeit e.V.
Rot-Kreuz-Weg 1
99817 Eisenach
T. 03691-74 22 62
frauenzentrum-esa@web.de
www.frauenzentrum-eisenach.de


Erfurt


AIDS-Hilfe Thüringen 
Liebknechtstraße 8 
99085 Erfurt
T. 0361-73 12 23 3
vorstand@erfurt.aidshilfe.de
www.erfurt.aidshilfe.de


Brennessel e.V.
Zentrum gegen Gewalt an Frauen
Regierungsstraße 28
99084 Erfurt
T. 0361-56 56 510
F. 0361-56 56 511
brennessel.erfurt@t-online.de
www.frauenzentrum-brennessel.de



http://www.lsvd-thueringen.de
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LSVD Thüringen e.V.
Erfurt
M. 0179-90 51 45 0
vorstand@lsvd-thueringen.de
www.lsvd-thueringen.de


Stadt Erfurt
Migrations- und Integrationsbeauftragte 	
Benediktsplatz 1
99084 Erfurt
T. 0361-65 51 04 4
F. 0361-65 56 72 2
Migrations-Integrationsbeauftragte@erfurt.de


Streetworker-Kontaktstelle Süd
Clara-Zetkin-Straße 58
99099 Erfurt
T. 0361-55 08 62 1
M. 0163-39 03 91 6
d.heinecke@erfurt.aidshilfe.de	


Amt für Soziales und Gesundheit
Juri-Gagarin-Ring 150
99084 Erfurt
T. 0361-65 56 10 1
F. 0361-65 56 10 9
Soziales-Gesundheit@erfurt.de


Gera


DO Diakonie Ostthüringen
Bereich Migration
Migrationsberatung für erwachsene Zuwande- 
rinnen und Zuwanderer/Flüchtlingssozialarbeit
Talstraße 30
07545 Gera
T. 0365-77 36 71 60
dittrich@do-diakonie.de
www.do-diakonie.de/themenleiste-migration- 
fluechtlingshilfe.html


Frauenhaus Gera
Lieberare e.V.
PSF 1549
07505 Gera
T. 0365-20 05 49
Notruf: 0365-51 39 0
Hilfe-fuer-Frauen-in-Not-Gera@web.de
www.frauenhaus-gera.de


Gotha


Gleichstellungsbeauftragte
Stadtverwaltung Gotha
Innungshalle
Hauptmarkt 3
99867 Gotha
T. 03621-22 22 29
F. 03621-22 22 09
gleichstellung@gotha.de 
www.gotha.de/rathaus-politik/stadtver 
waltung/dezernat-i-oberbuergermeister/
haupt-u-personalamt/gleichstellungs 
beauftragte.html


Verein L‘amitié e.V.
Multikulturelles Zentrum Stadt und Landkreis 
Gotha MBE Beratungsstelle Flüchtlings- 
beratung
Humboldtstraße 95
99867 Gotha
T. 03621-29 34 0
T. 03621-70 72 78
F. 03621-70 72 73
lamitie@gmx.de
www.lamitie-gotha.de
	
Jena


AIDS-Hilfe Ostthüringen
Schillergässchen 5
07745 Jena
T. 03641-61 89 98
info@jena.aidshilfe.de
www.weimar.aidshilfe.de


Frauenzentrum „Towanda“ e.V.
Wagnergasse 25
07743 Jena
T. 03641-44 39 68
towanda_jena@web.de
www.frauenzentrum-jena.de


REFUGIO Thüringen
Psychosoziales Zentrum für Flüchtlinge
Wagnergasse 25
07743 Jena
T. 03641-22 62 81
F. 03641-23 81 98
refugio-thr@web.de
www.refugio-thueringen.de
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Suhl


Beratungsstelle für Ausländer und Asyl- 
suchende im Evangelischen Kirchenkreis  
Henneberger Land
Migrationserstberatung, Beratungsstelle für 
Erstberatung Thüringer Flüchtlingssozialar-
beit (EFF-Projekte)
Kirchgasse 10
98527 Suhl
T. 03681-30 81 93
F. 03681-30 81 95
cabanasuhl@hotmail.de
www.henneberger-land.de/html/dia_u_soz/
Migranten.html


Weimar


AIDS-Hilfe Weimar
Erfurter Straße 17
99423 Weimar
T. 03643-85 35 35
F. 03643-85 36 36
info@weimar.aidshilfe.de
www.weimar.aidshilfe.de


Frauenzentrum Weimar e.V.
Johanna-Schopenhauer-Straße 21
99423 Weimar
T. 03643-8711 6
F. 03643-8711 84
frauenzentrum.weimar@web.de
www.frauenzentrum-weimar.de


LGBTI Refugees Welcome Thüringen
c/o Vielfalt Leben – QueerWeg Verein für  
Thüringen e. V.
Asbachstraße 36
99435 Weimar
M. 01575-18 40 920
F. 03212-783 37 93
refugees@queerweg.de
www.queerweg.de
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• Land Baden-Württemberg


Flüchtlingsrat Baden-Württemberg e.V.
Hauptstätter Straße 57
70178 Stuttgart
T. 0711-55 32 834
F. 0711-55 32 835
info@fluechtlingsrat-bw.de 
http://fluechtlingsrat-bw.de


• Land Bayern


Bayerischer Flüchtlingsrat
Augsburger Straße 13
80337 München
T. 089-76 22 34
F. 089-76 22 36
kontakt@fluechtlingsrat-bayern.de 
www.fluechtlingsrat-bayern.de


• Land Berlin


Flüchtlingsrat Berlin e.V.
Georgenkirchstraße 69-70
10249 Berlin
T. 030-24 34 45 762
F. 030-24 34 45 763
buero@fluechtlingsrat-berlin.de
www.fluechtlingsrat-berlin.de


• Land Brandenburg


Flüchtlingsrat Brandenburg
Rudolf-Breitscheid-Straße 164
14482 Potsdam
T. 0331-71 64 99
F. 0331-88 71 54 60
info@fluechtlingsrat-brandenburg.de 
www.fluechtlingsrat-brandenburg.de


• Land Bremen


Flüchtlingsrat Bremen
St. Jürgenstraße 102
28203 Bremen
T. 0421-41 66 12 18
F. 0421-41 66 12 19
info@fluechtlingsrat-bremen.de
www.fluechtlingsrat-bremen.de


• Land Hamburg


Flüchtlingsrat Hamburg e.V.
Nernstweg 32-34
22765 Hamburg
T. 040-43 15 87
F. 040-43 04 490
info@fluechtlingsrat-hamburg.de
www.fluechtlingsrat-hamburg.de


• Land Hessen


Hessischer Flüchtlingsrat
Leipziger Straße 17
60487 Frankfurt
T. 069-97 69 87 10
F. 069-97 69 87 11
hfr@fr-hessen.de 
www.fr-hessen.de


• Land Mecklenburg-Vorpommern


Flüchtlingsrat Mecklenburg-Vorpommern e.V.
Postfach 11 02 29
19002 Schwerin
T. 0385-58 15 790
F. 0385-58 15 791
kontakt@fluechtlingsrat-mv.de
www.fluechtlingsrat-mv.de


Flüchtlingsräte in Deutschland (Vermittlung/keine Beratung)
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• Land Niedersachsen


Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.
Röpkestraße 12
30173 Hannover
T. 0511-98 24 60 30
F. 0511-98 24 60 31 
nds@nds-fluerat.org
www.nds-fluerat.org


• Land Nordrhein-Westfalen


Flüchtlingsrat NRW e.V.
Wittener Straße 201
44803 Bochum
T. 0234-58 731 560
F. 0234-58 731 575
info@frnrw.de 
www.frnrw.de


• Land Rheinland-Pfalz


Arbeitskreis Asyl Rheinland-Pfalz
Postfach 2851
55516 Bad Kreuznach
T. 0671-84 59 152
F. 0671-25 11 40
info@asyl-rlp.org
www.asyl-rlp.org


• Land Saarland


Saarländischer Flüchtlingsrat e.V.
Kaiser-Friedrich-Ring 46
66740 Saarlouis
T. 06831-48 77 938
F. 06831-48 77 939
fluechtlingsrat@asyl-saar.de
www.asyl-saar.de


• Land Sachsen


Sächsischer Flüchtlingsrat e.V.
Dammweg 5
01097 Dresden
T. 0351-87 45 17 10
F. 0351-33 29 47 50
asyl@saechsischer-fluechtlingsrat.de
http://saechsischer-fluechtlingsrat.de


• Land Sachsen-Anhalt


Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt e.V.
Schellingstraße 3-4
39104 Magdeburg
T. 0391-53 71 28 1
F. 0391-53 71 28 0
info@fluechtlingsrat-lsa.de 
www.fluechtlingsrat-lsa.de


• Land Schleswig-Holstein


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V.
Sophienblatt 82-86
24114 Kiel
T. 0431-73 50 00
F. 0431-73 60 77
office@frsh.de
www.frsh.de


• Land Thüringen


Flüchtlingsrat Thüringen e.V.
Schillerstraße 44
99096 Erfurt
T. 0361-51 80 51 25
T. 0361-51 80 51 26
F. 0361-51 88 43 28
info@fluechtlingsrat-thr.de
www.fluechtlingsrat-thr.de
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•	 Ehemalige französische Kolonien, die das 
koloniale Strafrecht beibehalten haben 
(Libanon, Senegal oder Togo).


•	 36 afrikanische Staaten mit Strafgesetzen.
•	 22 asiatische Staaten, die Homosexuelle 


strafrechtlich verfolgen.
•	 Zehn karibische (englischsprachige) Insel-


staaten, in denen homosexuelle Handlun-
gen verfolgt werden.


Derzeit 115 Staaten ohne homophobes  
Strafrecht
•	 In den Staaten des ehemaligen Ostblocks, 


die nicht der EU, aber dem Europarat 
angehören, gibt es kein homophobes 
Strafrecht mehr, aber auch keine Part-
nerschafts- oder Antidiskriminierungsge-
setze, die der verbreiteten Homophobie 
entgegenwirken könnten. Es gibt Ten-
denzen, etwa in Russland, LSBTTI* erneut 
zu kriminalisieren, insbesondere durch 
sogenannte „Anti-Propaganda“-Gesetze, 
die ein positives oder auch nur neutrales 
Thematisieren von Homosexualität und 
LSBTTI* unter Strafe stellen.


•	 16 afrikanische und 21 asiatische Staaten 
ohne homophobe Strafgesetze.


Die International Lesbian, Gay, Bisexual, Trans 
and Intersex Association (ILGA) dokumentiert 
jährlich auf einer Weltkarte den rechtlichen 
Status von LSBTTI* weltweit. 


Transgender Europe dokumentiert in dem 
Projekt „Transrespect versus Transphobia 
Worldwide“ auf mehreren Weltkarten, die 
jährlich aktualisiert werden, die rechtliche 
und soziale Situation von Trans*Personen. 
Projekthomepage: http://transrespect.org/en


Übersicht: Homosexualität und Transgeschlechtlichkeit  
in verschiedenen Weltregionen


Download der  
abgebildeten  
Karte auf Seite 41 


unter  www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/ 
stiftung/stiftungsarbeit/laender-und- 
regionen


TIPP 


Während in vielen Staaten der Welt Menschen 
für die Anerkennung gleichgeschlechtlicher 
Ehen kämpfen, ist in anderen Ländern das 
Leben von schwulen, lesbischen und trans* 
Menschen bedroht. Entlang der rechtlichen 
Situation lassen sich drei Arten von Staaten 
unterscheiden (Quelle: www.hirschfeld-eddy- 
stiftung.de). 


Staaten der Anerkennung
•	 Lateinamerika kennt keine homophoben 


oder transphoben Strafgesetze mehr. In  
immer mehr Staaten oder Regionen gibt es 
die Ehe auch für gleichgeschlechtliche  
Paare (Argentinien, Uruguay, Brasilien),  
Partnerschaftsgesetze und Gesetze zum 
Schutz vor Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Identität, in einigen ist ein Diskri-
minierungsverbot in der Verfassung veran-
kert (Ecuador, Bolivien, Uruguay, Kolumbien, 
Mexiko oder Regionen von Brasilien). Bereits 
2012 verabschiedete das argentinische Par-
lament ein Gesetz über die Geschlechts- 
identität, das eine individuelle Selbstbestim-
mung des Geschlechts ermöglicht.


•	 Südafrika hat die Ehe für homosexuelle 
Paare geöffnet, die Verfassung schützt seit 
1997 Lesben und Schwule vor Diskriminie-
rung.


•	 Die nördliche Hemisphäre (Europäische 
Union, Norwegen, Schweiz und Teile 
Nordamerikas), wo es keine homophoben 
Strafgesetze mehr gibt, sondern die Ehe 
für alle, Partnerschafts- sowie Schutzgeset-
ze für LSBTTI*. 


Derzeit 76 Staaten mit homophobem  
Strafrecht
•	 Sieben Staaten, in denen für homosexuelle 


Handlungen die Todesstrafe droht (Iran, 
Jemen, Mauretanien, Saudi-Arabien, Sudan, 
Teile von Nigeria und Somalia).


•	 Muslimische Staaten des Nahen und Mitt-
leren Ostens sowie Nordafrikas.


•	 Ehemalige britische Kolonien mit mehr-
heitlich homophobem Strafrecht, das 
meist aus der Kolonialzeit tradiert wurde.
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Download des  
Arbeitsblattes  
unter  


https://berlin.lsvd.de/projekte/miles


TIPP 


Anlage
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5. Sammlung fundierter Informationen zum Asylrecht 
Die Homepage www.anwalt.org/asylrecht-migrationsrecht bündelt hilfreiche, sowie fundierte 
Informationen zu Themen wie Abschiebung, Arbeitserlaubnis, Asylantrag, Flüchtlingskinder, 
aber auch zu Themen wie Bürgerwehren und Hasskommentaren. 
Ein Blick lohnt sich... .  
 
 
6. Neue Deutsch-Einstiegskurse der Sprachschule "Sprachen plus" 
Ab August 2016 beginnen Deutsch-Einstiegskurse für alle Sprachniveaus von 
Alphabetisierung bis B1 bei der Sprachschule "Sprachen plus e.V." am Haugerring 6 in 
Würzburg (gegenüber des Hauptbahnhofs). 
Jeder Kurs besteht aus 170 Unterrichtseinheiten á 25 Wochenstunden. Auch die 
Fahrtkosten zur Teilnahme am Kurs können monatlich erstattet werden. Dazu müssen die 
Teilnehmer ihre Monatskarte (Monatskarte mit Stammkarte) bei der Schule vorweisen und 
regelmäßig (Anwesenheit min. 70%) am Kurs teilnehmen. Die Anmeldungen für die Kurse 
werden ab sofort unter folgenden Kontaktdaten entgegengenommen: 
Telefon: 0931-35824483 
E-Mail: info@sprachenplus.com 
 
 
7. Position des deutschen Caritasverbandes zu den Eckpunkten zu einem geplanten 
Integrationsgesetz 
Aktuell werden in vielen Medien die Eckpunkte zu den von der Regierung vorgelegten 
Eckpunkten zum Integrationsgesetz diskutiert. Im Gesetz geplant werden Maßnahmen, die 
den Spracherwerb und die Integration in den Arbeitsmarkt bei Asylsuchenden, 
Schutzberechtigten und Geduldeten verbessern sollen, aber auch Wohnsitzauflagen, 
Verschärfungen bei der Aufenthaltsverfestigung und erneut Kürzungen beim 
Asylbewerberleistungsgesetz. Neben anderen Wohlfahrtsverbänden hat auch der deutsche 
Caritasverband e.V. diesbezüglich ein Positionspapier entworfen und verschiedene 
Aussagen des Gesetzes bewertet. Als Information für Sie senden wir Ihnen dieses 
Positionspapier gerne zu.  

  
 
 

8. Unterstützung bei der Erstellung einer Homepage für Asylhelferkreise 
Einige Asylhelferkreise im Landkreis informieren über eine eigene Homepage über ihr 
Engagement und die verschieden Unterstützungsmöglichkeiten vor Ort. Auch der Helferkreis 
Bieberehren hat eine eigene Homepage in Kooperation mit "Freifunk" eingerichtet, um auf 
der einen Seite die Bürgerinnen und Bürger über Aktionen rund um die Asylbewerber vor Ort 
bereitzustellen, auf der anderen Seite aber auch um den ehrenamtlichen Helfern selbst eine 
Plattform zu bieten, sich gegenseitig auszutauschen. Die Bieberehrer möchten gerne auch 
andere Helferkreise beim Aufbau einer eigenen Homepage unterstützen, würden 
Informationen bereitstellen und auch die Struktur der Homepage erklären. Falls Ihr 
Helferkreise Interesse am Aufbau einer eigenen Homepage hat, können sie sich gerne 
zunächst mit uns (Sandra Hahn oder Tobias Goldmann) in Verbindung setzen. Gerne stellen 
wir dann den Kontakt zum Helferkreis Bieberehren her. Einen ersten Einblick über Aufbau 
und Struktur können Sie sich bereits auf der Homepage der Asylhilfe Bieberehren 
verschaffen: bieberehren-hilft.de  

 
9. Herzliche Einladung zu unserem "Themenabend Afghanistan -  
Auf diesem Weg möchten wir Sie noch einmal freundlich an unser Austauschtreffen der 
Helferkreise am 17. Juni 2016 zum Thema "Fluchtland Afghanistan - Kultur, Menschen und 
Hintergründe der Flüchtlinge besser verstehen". Auch Kurzentschlossene können gerne 
noch teilnehmen. Wir freuen uns dann über eine kurze, formlose Anmeldung per E-Mail oder 
Telefon. Alle weiteren Informationen finden Sie in der angehängten Einladung. 
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Die Regierungskoalition hat am 13.4.2016 Eckpunkte für ein Integrationsgesetz vorgelegt.1 Der 


Deutsche Caritasverband hält dies generell für ein positives Zeichen. Integration wird für die 


nächsten Jahre eines der gesellschaftspolitisch beherrschenden Themen und kein Selbstläufer 


sein. Eingewanderte und die gesamte Gesellschaft werden sehr viel Energie dafür aufbringen 


müssen.  


Geplant werden Maßnahmen, die den Spracherwerb und die Integration in den Arbeitsmarkt 


bei Asylsuchenden, Schutzberechtigten2 und Geduldeten verbessern sollen, aber auch Wohn-


sitzauflagen, Verschärfungen bei der Aufenthaltsverfestigung und erneut Kürzungen beim 


Asylbewerberleistungsgesetz. 


Die geplanten Verbesserungen beim Spracherwerb, bei den Arbeitsmöglichkeiten für Asylsu-


chende und beim Zugang zum Arbeitsmarkt und arbeitsmarktbezogenen Fördermaßnahmen 


für Asylsuchende, Schutzberechtigte und Geduldete begrüßt der Deutsche Caritasverband. 


Sehr positiv ist insbesondere, dass für Asylsuchende und Inhaber einiger bislang ausgeschlos-


sener humanitärer Aufenthaltstitel der Zugang zur Berufsausbildungsbeihilfe geöffnet werden 


soll. Nicht ersichtlich ist aber, warum dies nicht auch für das BAföG gilt. Es ist im Interesse der 


aufnehmenden Gesellschaft, dass die Qualifizierungspotentiale der Einwanderer möglichst 


                                                
1
 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung vom 14.4.2016, „Merkel: Erstmals Bundesgesetz zur Integrati-


on“, https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2016/04/2016-04-14-pressekonfernz-
merkel.html;jsessionid=C059B68914C9B1577BA39A59C5F40394.s5t2  
2
 Der Begriff „Schutzberechtigte“ umfasst alle Ausländer/innen mit einem Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 
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vollständig ausgeschöpft werden. Auch das Aussetzen der Vorrangprüfung beim Arbeitsmarkt-


zugang von Asylsuchenden und Geduldeten ist eine begrüßenswerte Maßnahme. Sie sollte 


aber bundesweit umgesetzt werden und nicht wie anscheinend geplant nur in den Kreisen, die 


pro Bundesland eine unterdurchschnittliche Arbeitslosenquote haben. 


Generell ist es nachvollziehbar, Bezieher/innen von Sozialleistungen bei den geplanten Integra-


tionsmaßnahmen in die Pflicht zu nehmen. Die Erfahrungen aus der Beratungsarbeit und die 


monatelangen Wartezeiten zeigen aber, dass Integrationsangebote in aller Regel gerne und 


freiwillig in Anspruch genommen werden.3 Es liegt überwiegend nicht an einer fehlenden Teil-


nahmepflicht, sondern an fehlenden Angeboten, wenn Asylsuchende und Schutzberechtigte 


nicht zeitnah an Integrationsmaßnahmen teilnehmen. Zumindest solange es keine ausreichen-


den Angebote gibt, sollte auf weitere Pflichten und damit einhergehende Sanktionen verzichtet 


werden. 


Aus den Erfahrungen der Einführung des SGB II ist bekannt, dass eine einseitige Betonung der 


Durchsetzung von Angeboten über ein sanktionsbewehrtes Fordern sehr rasch zu großen 


Imageverlusten an sich auch sinnvoller Angebote führen kann, da ihnen dann der Charakter 


des Zwanges anhängt. Die staatliche Beratung und Unterstützung sollte hier nicht vorschnell 


von einer Verweigerungshaltung ausgehen, die mittels Sanktionen zu überwinden wäre. Vor-


rang sollte eine beratende Haltung haben, die bis zum Erweis des Gegenteils davon ausgeht, 


dass die Nichtinanspruchnahme von aus Sicht der Aufnahmegesellschaft unverzichtbaren In-


tegrationsangeboten Folge einer noch ungenügenden Kenntnis hiesiger Strukturen und Pro-


zesse ist, die in einem Einvernehmen mit der hilfesuchenden Person überwunden werden 


kann.  


Der Deutsche Caritasverband hält es für einen Fehler, sich bei Integrationsmaßnahmen für 


Asylsuchende fast ausschließlich auf solche zu fokussieren, die aus Herkunftsländern mit einer 


Anerkennungsquote von über 50 Prozent kommen. Auch bei den anderen wird ein großer Teil 


bleiben. Zu Recht wird in den Eckpunkten festgestellt, dass Versäumnisse im frühen Stadium 


des Aufenthalts nicht oder nur mit erhöhtem Aufwand rückgängig zu machen sind. Selbst wenn 


ein Teil der Asylbewerber/innen in das Herkunftsland zurückkehren wird, sind Kenntnisse der 


deutschen Sprache auch für einen vorübergehenden Aufenthalt erforderlich. Kommt es zur 


Rückkehr, können Berufserfahrung, Qualifizierung und Bildung aus der Zeit in Deutschland 


auch Perspektiven im Herkunftsland eröffnen. Vor diesem Hintergrund sollten alle Integrations-


angebote zumindest nach einer Frist von 6 Monaten4 auch für Asylsuchende aus Herkunftslän-


dern mit einer Anerkennungsquote von unter 50 % geöffnet werden. 


Auch die Verbesserungen beim Zugang zu Dolmetscherleistungen sind grundsätzlich zu be-


grüßen, sollten aber weiter gehen als geplant. Leistungsberechtigte nach den Sozialgesetzbü-


chern benötigen im Bedarfsfall eine entsprechende Übernahme von Dolmetscherkosten, insbe-


sondere im Bereich der Gesundheitsleistungen. Die neu zu schaffenden Regelungen sollten 


darüber hinaus für alle Betroffenen unabhängig vom Zweck der Aufenthaltserlaubnis oder der 


Staatsangehörigkeit gelten. 


                                                
3
 Seit der Einführung der Integrationskurse lag die Zahl der freiwilligen Teilnehmer/innen immer deutlich über der 


Zahl der Verpflichteten. vgl.: BAMF, Bericht zur Integrationskursgeschäftsstatistik für den Zeitraum vom 01.01. bis 
30.09.2015; Zahlen dazu wie viele Verpflichtete ihrer Pflicht nicht nachkommen hält werden das BAMF noch das BMI 
vor. 
4
 Die Frist knüpft an die  Höchstverweildauer in der Erstaufnahmeeinrichtung von sechs Monaten an 
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Kritisch zu sehen ist auch, dass künftig bei Asylberechtigten und anerkannten Flüchtlingen die 


Niederlassungserlaubnis nur unter den gleichen Voraussetzungen erteilt werden soll wie bei 


Ausländer/innen, die aus anderen Gründen in Deutschland leben. Damit würde der besonderen 


Situation von Geflüchteten nicht ausreichend Rechnung getragen. Die Zuerkennung der Flücht-


lingseigenschaft soll auch nach internationalem Flüchtlingsrecht eine dauerhafte Lösung sein. 


Die dadurch geschaffene Aufenthaltssicherheit fördert zusätzlich die Integration. Die Schwä-


chung und Infragestellung dieser Rechtsposition sendet daher das falsche Signal. 


Mit Spracherwerb und Arbeitsmarktintegration werden in den Eckpunkten zwei wichtige Punkte 


angesprochen, die für eine erfolgreiche Integration in die Gesellschaft zentral sind. Das zukünf-


tige Integrationsgesetz wird sich an den Grundsätzen des Förderns und Forderns orientieren. 


Damit würden die Grundsätze, die für das SGB II gelten, auch Grundlagen des Integrationsge-


setzes. Integration als gesamtgesellschaftliche Aufgabe umfasst mehr als Sprachvermittlung 


und den Zugang zum Arbeitsmarkt. Ein Integrationsgesetz muss daher soziale, wirtschaftliche 


und gesellschaftliche Teilhabe für alle Migrant/innen als Ziel haben. Es muss Rahmenbedin-


gungen setzen, die ein Leben in Vielfalt fördern. Es darf nicht der Eindruck entstehen, dass das 


nun geplante Gesetz dafür bereits ausreicht.  


 


Zu den Eckpunkten im Einzelnen 


1. Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 


Die Eckpunkte sehen vor, dass aus Bundesmitteln ein Arbeitsmarktprogramm „Flüchtlingsinteg-


rationsmaßnahmen (FIM)“ für 100.000 zusätzliche Arbeitsgelegenheiten aufgelegt wird. Von 


der Förderung ausgeschlossen sind Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten sowie voll-


ziehbar ausreisepflichtige Personen. Ziele der Förderung sind die Heranführung an den deut-


schen Arbeitsmarkt sowie das Angebot sinnvoller und gemeinnütziger Betätigungen. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Bereits heute besteht die Möglichkeit, Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG auf kommunaler 


Ebene zu schaffen und zu finanzieren. Ob diese Arbeitsgelegenheiten gemeint sind, die der 


Aufrechterhaltung der Einrichtung und nicht der Arbeitsmarktintegration dienen, lässt sich aus 


den Eckpunkten nicht erkennen. Es soll aber wohl ein eigenes Bundesprogramm geben, das 


nicht auf § 5 AsylbLG beruht.  


Durch das Programm FIM stünden zusätzlich Mittel des Bundes für solche Maßnahmen für ei-


nen begrenzten Zeitraum zur Verfügung. Der Bund entlastet damit die Kommunen in einer 


„Ausnahmesituation“, in der nicht alle Kommunen zu solchen Leistungen in der Lage wären. 


Das ist zu begrüßen. 


Arbeitsgelegenheiten stellen eine gute Möglichkeit der Tagesstrukturierung dar, die Asylsu-


chenden in Erstaufnahmeeinrichtungen die Erledigung von sinnvollen Aufgaben ermöglicht. Sie 


bieten, solange Beschäftigungsverbote gelten, zudem eine Gelegenheit, niedrigschwellig an 


den deutschen Arbeitsmarkt herangeführt zu werden. Die Arbeitsgelegenheiten des Pro-


gramms FIM sollten jedoch nicht mit der Zielsetzung eingesetzt werden, die Integrationsbereit-


schaft zu überprüfen (siehe Eckpunkte Punkt 2). Damit entstünde die Gefahr, dass Arbeitsge-


legenheiten durchgesetzt werden, die der individuellen Situation der Person nicht gerecht wer-
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den. Damit würde es eine Wiederholung der Fehlanwendung der AGH geben, wie sie bei der 


Einführung des SGB II Instruments § 16 d SGB II mit der Überprüfung der Arbeitswilligkeit ge-


schehen ist. Integrationsfördernd können nur Maßnahmen sein, die sich auch aus Sicht der zu 


integrierenden Person als sinnvoll erweisen.  


Da scheinbar alle Leistungsberechtigten nach AsylbLG erfasst werden sollen, stünde diese 


Maßnahme auch Geduldeten offen. Das ist zu begrüßen. Der Ausschluss von Personen aus si-


cheren Herkunftsstaaten ist hingegen nicht sinnvoll, da auch sie, wenn sie sich länger in Erst-


aufnahmeeinrichtungen aufhalten, Tagesstrukturierung benötigen können.  


Eine Arbeitsmarktförderung, die bei Asylbewerbern alleine auf Arbeitsgelegenheiten setzt, greift 


zu kurz. Die Zielgruppenbegrenzung und Arbeitsverbote für Asylsuchende führen zu Dequalifi-


zierung und sollten abgeschafft bzw. für Personen, die derzeit dauerhaft vom Arbeitsmarkt 


ausgeschlossen sind, zumindest verkürzt werden.  


Arbeitsgelegenheiten nach dem SGB II kommen derzeit schon für Schutzberechtigte in Be-


tracht. Diese sollten indes – ebenso wie für Inländer - nur für Personen bereitgestellt werden, 


für die eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung noch nicht in Frage kommt und die zu 


ihrer Integration in die Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt vor allem Tagesstrukturierung, so-


ziale Teilhabe und sinnvolle Beschäftigung brauchen. 


Aus fachlicher Sicht wäre es sinnvoll, Arbeitsgelegenheiten mit einer integrierten Sprachförde-


rung zu verbinden und auch sozialpädagogische Begleitung zu ermöglichen, wenn Personen 


hier besondere Förderbedarfe haben. 


 


2. Prüfpunkt: Pflicht zur Mitarbeit an Integrationsmaßnahmen 


Es soll gesetzlich geregelt werden, dass Leistungsberechtigte bei noch festzulegenden Integra-


tionsmaßnahmen Mitwirkungspflichten treffen mit der Folge, dass die Ablehnung oder der Ab-


bruch von Integrationsmaßnahmen ohne wichtigen Grund jeweils zu Leistungseinschränkungen 


im Asylbewerberleistungsgesetz führt.  


Aus den Eckpunkten geht nicht eindeutig hervor, ob generell alle Leistungsberechtigten nach 


einem der Grundsicherungssysteme (also auch SGB II oder XII) gemeint sind. Der Zusammen-


hang legt nahe, dass hier ausschließlich Leistungsberechtigte nach AsylbLG einbezogen wer-


den sollen. Sonst wäre der Vermerk in den Eckpunkten, dass auch diejenigen, die Leistungen 


entsprechend SGB XII (§ 2 AsylbLG) erhalten, erfasst sein sollen, unnötig. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Es ist nachvollziehbar, dass Leistungsberechtigte nach AsylbLG (insbes. Asylbewerber und 


Geduldete) bei den geplanten Integrationsmaßnahmen in die Pflicht genommen werden. For-


dern und Fördern müssen aber auch in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen. 


Die Mitwirkung bei Integrationsmaßnahmen kann nur eingefordert werden, wenn im Gegenzug 


auch genügend Maßnahmen bereit gestellt werden, die in den Rahmenbedingungen – wie zum 


Beispiel durch das Angebot von Kinderbetreuung - so ausgestaltet sind, dass sie angenommen 


werden können. 


Der Deutsche Caritasverband spricht sich nicht grundsätzlich gegen Sanktionen aus. Allerdings 


machen wir die Erfahrung, dass sich die Menschen, um die es hier geht, in ihrer großen Mehr-


heit nicht verweigern, sondern dass ihnen oft die Möglichkeiten fehlen, ihre Integrationswilligkeit 
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zu beweisen – zum Beispiel weil es zu wenig Sprachkurse gibt. Daher sollten zunächst ent-


sprechende Angebote in ausreichender Zahl geschaffen werden. Zusätzliche Sanktionsmaß-


nahmen erübrigen sich, wenn diese, wie es unserer Erfahrung entspricht, gut angenommen 


werden. 


Vorsorglich möchten wir darauf hinweisen, dass Sanktionen, die zu Leistungseinschränkungen 


führen, bei Personen, die nur Leistungen des physischen und sozio-kulturellen Existenzmini-


mums erhalten und nicht über ein zusätzliches Einkommen verfügen, auf ihre verfassungs-


rechtliche Zulässigkeit zu prüfen sind. Auch muss bedacht werden, dass einige Personen, etwa 


weil sie alt oder traumatisiert sind, bestimmte Integrationsmaßnahmen nicht in Anspruch neh-


men können. 


 


3. Sonderregelung für die Ausbildungsförderung von Ausländerinnen 


und Ausländern  


Für Gestattete mit einer guten Bleibeperspektive, für Geduldete die nicht einem Beschäfti-


gungsverbot unterliegen, und für Inhaber bestimmter humanitärer Aufenthaltstitel soll der Zu-


gang zu Leistungen der Ausbildungsförderung nach dem SGB III befristet bis Ende des Jahres 


2018 erleichtert werden. 


a) Gestattete 


Für Gestattete mit einer guten Bleibeperspektive ist vorgesehen, dass sie nach drei Monaten 


ausbildungsbegleitende Hilfen, Assistierte Ausbildung und berufsvorbereitende Bildungsmaß-


nahmen erhalten können. Nach 15 Monaten erhalten sie Zugang zu Berufsausbildungsbeihilfe 


und Ausbildungsgeld. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Dass Asylsuchende an den beschriebenen Maßnahmen nach SGB III partizipieren sollen, ent-


spricht auch Forderungen des Deutschen Caritasverbandes und wird folglich begrüßt. 


Positiv bewertet der Deutsche Caritasverband auch, dass Asylsuchende Zugang zu Berufsaus-


bildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld erhalten sollen. Damit wird für diese Gruppe die missliche 


Situation beendet, dass sie eine Ausbildung mangels Lebensunterhaltssicherung nach 15 Mo-


naten abbrechen müssen, weil sie dann Analogleistungen nach SGB XII erhalten und damit die 


Ausschlussregelung nach § 22 SGB XII greift. 


Kritisch sieht der Deutsche Caritasverband, dass nur Gestattete mit einer guten Bleibeperspek-


tive von diesen Neuregelungen profitieren sollen. Das Kriterium der „guten Bleibeperspektive“ 


ist juristisch unscharf und erlaubt nur eine begrenzt zuverlässige Prognose. Erfahrungsgemäß 


bleiben auch viele Asylsuchende, die aus Herkunftsländern mit einer Anerkennungsquote von 


unter 50 % kommen, längerfristig in Deutschland. Daher sollten sie ebenfalls von den geplan-


ten Regelungen profitieren können. Auch hier gilt, was im Eckpunktepapier an anderer Stelle 


festgestellt wird: „Versäumnisse in einem frühen Stadium sind nicht mehr oder nur sehr schwer 


rückgängig zu machen“. 


Nicht ersichtlich ist, warum nur der Zugang zur Berufsausbildungsbeihilfe und nicht auch zum 


BAföG geöffnet wird. Das ist für asylsuchende Schüler/innen besonders misslich, aber auch für 
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Asylsuchende, die ein Studium aufnehmen wollen und könnten. Angesichts der Herausforde-


rungen des demografischen Wandels ist es im Interesse der aufnehmenden Gesellschaft, dass 


die Qualifizierungspotentiale der Einwanderer möglichst vollständig ausgeschöpft werden. 


b) Geduldete 


Geduldete sollen nach 12 Monaten ausbildungsbegleitende Hilfen und Assistierte Ausbildung 


erhalten, wenn sie über einen betrieblichen Ausbildungsplatz oder eine Einstiegsqualifizierung 


oder die konkrete Zusage eines Betriebes verfügen und keinem Beschäftigungsverbot unterlie-


gen. 


Nach sechs Jahren sollen berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen einschließlich paralleler 


Berufsausbildungsbeihilfe bzw. Ausbildungsgeld ermöglicht werden, sofern kein Beschäfti-


gungsverbot vorliegt. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Die geplanten Maßnahmen sind grundsätzlich zu begrüßen. Da eine nicht unerhebliche Zahl 


von Geduldeten nach den Erfahrungen der letzten Jahrzehnte dauerhaft in Deutschland bleibt, 


sollte aber auf die genannten Fristen verzichtet werden. 


Der Ausschluss von Geduldeten aus sicheren Herkunftsstaaten oder anderen mit einem Ar-


beitsverbot belegten Geduldeten ist aus Sicht der Koalitionsparteien folgerichtig, da sie dem 


Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen. Der Deutsche Caritasverband plädiert aber wie unten 


dargelegt für eine Abschaffung oder zumindest Befristung der Arbeitsverbote. 


Der Deutsche Caritasverband lehnt die unbefristeten Beschäftigungsverbote für Geduldete ab. 


Zwar hat der Staat grundsätzlich ein legitimes Interesse daran, den Zugang zum Arbeitsmarkt 


als „Pull-Faktor“ zu reglementieren. Der dauerhafte Ausschluss ist aber nicht akzeptabel, wenn 


die Ausreise nicht möglich ist. Arbeitsverbote verhindern, dass die Betroffenen ihre Qualifikati-


onen nutzen (Dequalifizierung) und/oder neue erwerben können. Junge Menschen werden 


durch eine Ausbildung stabilisiert und legen durch sie die Grundlage für ihre berufliche und so-


ziale Zukunft. Dies bildet die Voraussetzung sowohl für eine Integration in Deutschland als 


auch für eine Reintegration in einem anderen oder ihrem Heimatland. 


Es liegt im Interesse der Betroffenen, aber auch der Gesellschaft, denjenigen, die jedenfalls auf 


absehbare Zeit in Deutschland bleiben werden, Zugang zum Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Die 


Verbote sollten abgeschafft oder zumindest befristet und die genannten Förderinstrumente ent-


sprechend geöffnet werden. 


c) Weitere bestimmte humanitäre Aufenthaltstitel: 


Inhaber bestimmter humanitärer Aufenthaltstitel sollen nach drei Monaten Berufsausbildungs-


beihilfe, ausbildungsbegleitende Hilfen und Assistierte Ausbildung erhalten. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Auch diese Regelung ist grundsätzlich zu begrüßen. Gemeint sind vermutlich die Aufenthaltsti-


tel, die zum Leistungsbezug nach AsylbLG berechtigen. Da es sich hier um einen Kreis von 


Personen handelt, die regelmäßig vor Erteilung der Aufenthaltserlaubnis bereits längere Zeit in 


Deutschland gelebt haben oder absehbar länger bleiben werden, sollten die genannten Leis-
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tungen allerdings ab Erteilung der Aufenthaltserlaubnis und nicht erst nach einer Frist von drei 


Monaten zugänglich sein. 


Außerdem sollte neben der Berufsausbildungsbeihilfe auch BAföG gewährt werden. 


 


4. Zugang zu Leistungen für Langzeitarbeitslose 


Die Eckpunkte sehen vor, dass Zeiten der Teilnahme an Integrationskursen, berufsbezogener 


Förderung des Erwerbs der deutschen Sprache oder Maßnahmen für die Feststellung oder An-


erkennung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen nicht als schädliche Unterbre-


chungen im Sinne des SGB II und III gelten. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Die Regelung ist sinnvoll, um spätere Fördermaßnahmen im Bereich des SGB II oder SGB III 


nicht auszuschließen. 


 


5. Aufenthaltsgestattung - Ankunftsnachweis  


Das Eckpunktepapier sieht vor, dass künftig die Aufenthaltsgestattung bereits mit Erhalt des 


Ankunftsnachweises entstehen soll, also auch bevor Asylsuchende mit der formalen Asylan-


tragstellung eine Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung erhalten. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


§ 63a Absatz 1 Satz 1 AsylG regelt bislang, dass einem Ausländer, der um Asyl nachgesucht 


hat und nach den Vorschriften des Asylgesetzes oder des Aufenthaltsgesetzes erkennungs-


dienstlich behandelt worden ist, aber noch keinen Asylantrag gestellt hat, unverzüglich eine 


Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender (Ankunftsnachweis) ausgestellt wird. Hier-


bei handelt es sich ausweislich des Wortlautes nicht um eine Aufenthaltsgestattung im Sinne 


des § 55 AsylG.  


Dies hatte bislang zur Folge, dass Personen, die lediglich über einen Ankunftsnachweis verfü-


gen, unter anderem vom Zugang zum Arbeitsmarkt, von Gesundheitsleistungen und von der 


Teilnahme an Integrationskursen ausgeschlossen waren. Denn dort knüpft das Recht die Ge-


währung des Zugangs oder der Leistung an die Voraussetzung, dass eine Aufenthaltsgestat-


tung erteilt wurde. Diese wird jedoch gemäß § 55 Absatz 1 AsylG erst zur Durchführung des 


Asylverfahrens erteilt. 


Die beabsichtigte Neuregelung ist daher grundsätzlich zu begrüßen, denn sie beseitigt die Un-


sicherheiten, die in der Praxis entstanden waren. Die Betroffenen befanden und befinden sich 


angesichts der großen Zahl der Schutzsuchenden und des Bearbeitungsstaus im BAMF mona-


telang in einem Schwebezustand, bis sie formal einen Asylantrag stellen, hierdurch das Asyl-


verfahren in Gang setzen, eine Aufenthaltsgestattung erhalten und damit weitere Rechte gel-


tend machen können. 


Offen bleibt jedoch, welche Intention der Gesetzgeber damit verfolgt, anstelle der Erteilung ei-


nes nach Asylgesuch und erfolgter Registrierung einheitlichen Dokuments der Aufenthaltsge-
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stattung weiterhin zwei unterschiedliche Dokumente (Ankunftsnachweis und Aufenthaltsgestat-


tung) vorzusehen. Hier sollte eine Klarstellung erfolgen. 


 


6. Prüfpunkt: Orientierungskurse  


Bei Personen aus bestimmten Ländern dauern Asylverfahren derzeit extrem lange. Ein Teil 


dieser Personen wird in Deutschland bleiben. Diese Personen sollen künftig von verschiedenen 


Orientierungsangeboten profitieren können. 


Es ist zu prüfen, ob und ggf. wie ein Orientierungsangebot ohne Rechtsanspruch rechtlich ver-


ankert werden kann, so dass Personen im Asylverfahren unabhängig von ihrer Bleibeperspek-


tive Fördermaßnahmen erhalten können, sofern sie nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat 


stammen. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Der Deutsche Caritasverband stimmt der Analyse, die diesem Vorschlag zugrunde liegt, zu: 


Versäumnisse in diesem frühen Stadium sind nicht mehr rückgängig zu machen. Selbst wenn 


ein Teil dieser Asylbewerber in das Herkunftsland zurückkehren wird, sind Kenntnisse der 


deutschen Sprache auch für einen vorübergehenden Aufenthalt erforderlich. Kommt es zur 


Rückkehr, können Berufserfahrung, Qualifizierung und Bildung aus der Zeit in Deutschland 


auch Perspektiven im Herkunftsland eröffnen. Vor diesem Hintergrund sollte hier nicht geprüft, 


sondern gehandelt werden und alle Integrationsangebote zumindest nach einer Frist von 6 Mo-


naten5 auch für Asylsuchende aus Herkunftsländern mit einer Anerkennungsquote von unter 50 


% geöffnet werden. 


Diese Erwägungen gelten auch für Asylsuchende aus als sicher eingestuften Herkunftsstaaten. 


Daher ist der geplante Ausschluss von Asylsuchenden aus sicheren Herkunftsstaaten aus Sicht 


des Deutschen Caritasverbandes nicht sinnvoll. Auch für Asylsuchende aus diesen Ländern 


gilt, dass Kenntnisse der deutschen Sprache selbst für einen vorübergehenden Aufenthalt er-


forderlich sind. Sie sollten daher zumindest, wenn die Verfahren nicht innerhalb von 3 Monaten 


abgeschlossen sind6 Zugang zu Orientierungsangeboten bzw. Angeboten zum Erwerb der 


deutschen Sprache erhalten. 


Die geplanten Orientierungsangebote sind insoweit ein Schritt in die richtige Richtung und soll-


ten sofort umgesetzt werden. Sie sollten alle Asylsuchenden unabhängig vom Herkunftsland 


umfassen. 


 


7. Dolmetscherkosten  


Die Eckpunkte sehen vor, dass bei der Inanspruchnahme von Dolmetscherleistungen für aner-


kannte Flüchtlinge und Asylberechtigte (bei einem gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland von 


bis zu drei Jahren) für Klarheit gesorgt und die Zuständigkeit für die Kostenübernahme eindeu-


                                                
5
 Die Frist knüpft an die  Höchstverweildauer in der Erstaufnahmeeinrichtung von sechs Monaten an. Nähere Erläu-


terungen dazu: Deutscher Caritasverband, Integration von Flüchtlingen in Ausbildung und Arbeit optimieren, Frei-
burg/Berlin 8.3.2016 
6
 Die Frist orientiert sich an der Zielvorgabe, die Verfahren innerhalb von 3 Monaten abzuschließen. 
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tig geregelt werden soll. Ein neuer Anspruch auf Dolmetscherleistungen soll dabei nicht ge-


schaffen werden. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf  


Ein großer Teil der Schutzsuchenden und Schutzberechtigten spricht nicht die deutsche Spra-


che. Teilhabe und Partizipation erfordern jedoch, dass von Beginn an, auch für den Zeitraum, in 


dem die deutsche Sprache von den Betroffenen noch nicht erworben werden konnte, ein adä-


quater Zugang zu Sozialleistungen möglich ist. Hierfür sind in den ersten Monaten und Jahren 


Dolmetscherleistungen unverzichtbar. Dies vereinfacht und ermöglicht teils erst die Inan-


spruchnahme von Sozialleistungen durch die Betroffenen und reduziert Verwaltungskosten für 


die entsprechenden Behörden. 


Neben der geplanten Regelung einer klaren Kostenzuweisung, die grundsätzlich zu begrüßen 


ist, muss aus unserer Sicht der Kreis der Anspruchsberechtigten erweitert werden. Leistungs-


berechtigte nach den Sozialgesetzbüchern benötigen im Bedarfsfall eine entsprechende Über-


nahme von Dolmetscherkosten, insbesondere im Bereich der Gesundheitsleistungen. So wer-


den aufgrund des fehlenden Zugangs zu Dolmetschern z.B. bei traumatisierten Flüchtlingen 


ohnehin zeitaufwändige Therapieverläufe verhindert oder verzögert. Nach den Erfahrungen aus 


unseren Beratungsdiensten werden Dolmetscherleistungen für Leistungsberechtigte nach 


Asylbewerberleistungsgesetz in sehr unterschiedlichem Maße und oftmals nicht gewährt. Eine 


klare Regelung, jenseits der Ermessensregelung, wäre deshalb notwendig.  


Der Deutsche Caritasverband spricht sich deshalb dafür aus, innerhalb des AsylbLG und des 


SGB V eine klare gesetzliche Grundlage für die Abrechnung von Dolmetscherkosten zu schaf-


fen.  


Da auch bei Migrant/innen, die nicht als Schutzsuchende nach Deutschland gekommen sind,  


die vorhandenen Deutschkenntnisse teilweise nicht für die Kommunikation mit Behörden und 


Sozialleistungsträgern oder im Rahmen der Gesundheitsversorgung ausreichen, sollte die zu 


schaffende Regelung für alle Betroffenen unabhängig vom Zweck der Aufenthaltserlaubnis o-


der der Staatsangehörigkeit gelten. 


 


8. Verpflichtungserklärung  


Hinsichtlich der im Rahmen von Landesaufnahmeprogrammen vorgesehenen Verpflichtungs-


erklärungen nach § 68 AufenthG beinhaltet das Eckpunktepapier die Absicht, künftig eine ge-


nerelle Fortgeltung der Verpflichtungserklärung für einen Zeitraum von fünf Jahren zu regeln. 


Für Altfälle soll eine Übergangsregelung mit gestaffelter Befristung je nach schon vergangener 


Geltungsdauer der Verpflichtungserklärung geschaffen werden. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Zur Ermöglichung der Aufnahme von syrischen Familienangehörigen hatten die Bundesländer 


Landesaufnahmeprogramme ins Leben gerufen, die für die aufnehmenden Verwandten oder 


Dritte als Voraussetzung für die Erteilung eines Einreisevisums an den Familienangehörigen 


zwingend die Abgabe einer Verpflichtungserklärung vorsehen. Hierdurch können später im Fal-


le einer etwaigen Bedürftigkeit des eingereisten Familienangehörigen die Verwandten verpflich-


tet werden, etwaige notwendig gewordene Sozialleistungen zurückzuerstatten. Nach § 68 Abs. 
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1 AufenthG verpflichtet sich derjenige, der eine solche Verpflichtungserklärung abgibt, die Kos-


ten für den Lebensunterhalt seines Angehörigen zu tragen und sämtliche öffentlichen Mittel zu 


erstatten, die für den Lebensunterhalt einschließlich der Versorgung mit Wohnraum, der Ver-


sorgung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit aufgewendet werden, auch soweit die 


Aufwendungen auf einem gesetzlichen Anspruch beruhen. In der Regel verlangten die Bundes-


länder bislang unbefristete Verpflichtungserklärungen, mit der Folge, dass diejenigen, die eine 


solche Verpflichtungserklärung abgegeben haben, auf unbestimmte Zeit für die aufgenomme-


nen Familienangehörigen haften. Durch Beschluss der Innenministerkonferenz sollten zunächst 


die Kosten für die Versorgung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit von den Ländern 


getragen werden, um die Verpflichtungsgeber zu entlasten. Die Umsetzung des Beschlusses 


macht jedoch in einigen Bundesländern noch immer Schwierigkeiten.  


Einige Bundesländer, wie z.B. Schleswig-Holstein, haben zwischenzeitlich eine Befristung der 


Fortgeltungsdauer der Verpflichtungserklärungen für fünf Jahre vorgenommen. 


Hier knüpft vermutlich das nun vorgelegte Eckpunktepapier an. Eine Regelung der Befristung 


der Fortdauer von Verpflichtungserklärungen wäre zu begrüßen und würde der Klarstellung 


dienen. Bei den Landesaufnahmeprogrammen wären als Orientierungsrahmen auf ein Jahr be-


fristete Verpflichtungserklärungen zur Lebensunterhaltssicherung der Familienangehörigen zu 


befürworten. Hinsichtlich der Frist von einem Jahr diente das „private sponsoring program“ in 


Kanada als Vorbild, das im Rahmen von privat finanzierten resettlement-Aufnahmen die finan-


zielle Verpflichtung befristet.  


Eine Befristung hätte auch den Nebeneffekt, dass im Rahmen von Landesaufnahmeprogram-


men aufgenommene Personen nicht ausschließlich zum Zwecke der Entlastung der Familien-


angehörigen einen Asylantrag stellen müssten. Denn häufig wird mit der Asylantragstellung die 


Hoffnung verbunden, dass mit asylrechtlicher Statusanerkennung ein Aufenthaltszweckwechsel 


eintreten könnte und damit die Verpflichtung zur Lebensunterhaltssicherung entfallen könnte. 


 


9. Rechtssicherheit für den Aufenthalt während einer Ausbildung  


Während einer gesetzlichen oder tariflichen Ausbildungszeit sollen Auszubildende künftig eine 


Duldung für die Gesamtdauer der Ausbildung erhalten. Nach erfolgreichem Abschluss der Be-


rufsausbildung wird eine weitere Duldung für bis zu sechs Monate zur Arbeitsplatzsuche erteilt. 


Für eine anschließende Beschäftigung wird ein Aufenthaltsrecht der Beschäftigung entspre-


chend für zwei Jahre erteilt. Für die Aufnahme einer Berufsausbildung soll keine Altersgrenze 


gelten. Das Aufenthaltsrecht wird bei Straffälligkeit widerrufen. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Das Ziel, Rechtssicherheit für den Aufenthalt während einer Ausbildung zu schaffen, ist zu be-


grüßen. Ebenso ist positiv zu bewerten, dass der Ausbildungsbeginn nicht an eine Altersgrenze 


geknüpft wird. Wünschenswert wäre es jedoch, statt der in den Eckpunkten vorgesehenen Dul-


dung eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Die jetzt vorgesehene Duldung für den gesamten 


Zeitraum der Ausbildung geht kaum über die geltenden Regelungen, wonach die Duldung für 


ein Jahr erteilt und bei Fortdauer der Ausbildung verlängert werden soll, hinaus.  


Ferner sollte die Zeit der Arbeitssuche nach der Ausbildung wie bei § 16 Abs. 3 AufenthG ein 


Jahr und nicht lediglich sechs Monate betragen. Begrüßenswert ist es sowohl aus Sicht der Be-
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triebe als auch aus Sicht der jungen Menschen, dass nach der Aufnahme einer Beschäftigung 


eine Aufenthaltserlaubnis zu diesem Zweck für 2 Jahre erteilt werden soll.  


Der Hinweis, dass die Aufenthaltserlaubnis bei Straffälligkeit widerrufen wird, ist unnötig diskre-


ditierend. Es wird der Anschein erweckt, die ehemals geduldeten Personen neigten verstärkt zu 


Kriminalität. Es ist selbstverständlich, dass auch bei ihnen die allgemeinen Regelungen zum 


Verlust des Aufenthaltstitels wegen Straffälligkeit zur Anwendung kommen. 


 


10. Aussetzen der Vorrangprüfung und Ermöglichung der Leiharbeit für 


Gestattete und Geduldete  


Für einen Zeitraum von drei Jahren soll bei Asylbewerbern und Geduldeten gänzlich auf die 


Vorrangprüfung verzichtet werden. Damit wäre auch eine Zulassung für eine Tätigkeit in der 


Leiharbeit möglich. 


Dies soll nur für das Gebiet eines Bereichs der Arbeitsagentur gelten und nur wenn die Arbeits-


losigkeit bezogen auf das jeweilige Bundesland unterdurchschnittlich ist. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Die geplante befristete Aussetzung der Vorrangprüfung, die unnötige Verzögerungen mit sich 


bringt, ist grundsätzlich positiv und entspricht den Forderungen des Deutschen Caritasverban-


des. 


Die ebenfalls vorgeschlagenen regionalen Beschränkungen sind aber unnötig, führen zu Unge-


rechtigkeiten und voraussichtlich auch zu hohem bürokratischen Aufwand. So wie es in den 


Eckpunkten klingt, müssten vor Abschaffung der Vorrangprüfung alle jeweiligen Bereiche der 


Arbeitsagentur ihre Arbeitslosenzahlen mit denen der anderen Bereiche im gleichen Bundes-


land vergleichen. Da nur dort, wo die Zahl unter dem Durchschnitt liegt, die Vorrangprüfung 


entfällt, müsste pro Bundesland in einigen Regionen die Vorrangprüfung aufrechterhalten wer-


den, selbst wenn das Bundesland im Vergleich zu anderen Bundesländern insgesamt eine un-


terdurchschnittliche Arbeitslosenquote hat. Dies kann die problematische Folge haben, dass 


Bewerber trotz insgesamt guter Beschäftigungssituation in einem Bundesland der Vorrangprü-


fung unterfallen. Für Arbeitsuchende und potentielle Arbeitgeber wäre eine solche Regelung 


zudem sehr intransparent. Auch eine Ausrichtung an bundesweiten Prozentzahlen wäre prob-


lematisch, da dies dazu führen würde, dass eher strukturschwache Regionen und große Teile 


der östlichen Bundesländer ausgenommen wären. Kurz: diese Einschränkung sollte unterblei-


ben. 


 


11. Aufenthaltsverfestigung von anerkannten Flüchtlingen bei erbrachter 


Integrationsleistung  


Nach dem Eckpunktepapier soll künftig für anerkannte Flüchtlinge und Asylberechtigte eine un-


befristete Niederlassungserlaubnis nur noch dann erteilt werden, wenn sie ihrerseits Integrati-


onsleistungen erbracht haben. Dies soll zusätzliche Integrationsanreize schaffen. Außerdem 


soll die Lage im Herkunftsland berücksichtigt werden. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 
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Derzeit regelt § 26 Absatz 3 AufenthG, dass einem Ausländer, der seit drei Jahren eine Aufent-


haltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 erste Alternative AufenthG besitzt, eine 


Niederlassungserlaubnis zu erteilen ist, es sei denn, das Bundesamt für Migration und Flücht-


linge hat nach § 73 Absatz 2a des Asylgesetzes mitgeteilt, dass die Voraussetzungen für den 


Widerruf oder die Rücknahme vorliegen. Einem Ausländer, der seit drei Jahren eine Aufent-


haltserlaubnis nach § 23 Absatz 4 (Resettlement) besitzt, ist eine Niederlassungserlaubnis zu 


erteilen, es sei denn, es liegen die Voraussetzungen für eine Rücknahme vor. 


Durch die Neuregelung soll offenbar die Verfestigung des Aufenthalts gehemmt  beziehungs-


weise von der Erfüllung der Bedingung der Erbringung von Integrationsleistungen abhängig 


gemacht werden. Künftig sollen also nicht mehr nur der Widerruf oder die Rücknahme des 


Schutzstatus‘ die Erteilung der Niederlassungserlaubnis hindern, sondern auch nicht erbrachte 


Integrationsleistungen. 


Der Deutsche Caritasverband sieht dies sehr kritisch. Bei anerkannten Flüchtlingen handelt es 


sich um eine Personengruppe, die eine auf Dauer angelegte Schutzzusage und Bleibeperspek-


tive erhalten hat. Die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist auch nach internationalem 


Flüchtlingsrecht eine dauerhafte Lösung für Menschen, die vor Verfolgung fliehen mussten. 


Dem entspricht die rechtliche Absicherung ihres Aufenthalts durch eine Niederlassungserlaub-


nis. Die hierdurch geschaffene Aufenthaltssicherheit fördert außerdem zusätzlich die Integrati-


on. Die Schwächung und Infragestellung dieser Rechtsposition sendet daher das falsche Sig-


nal. 


12. Höhe der Asylbewerberleistung  


a) Überprüfung des Leistungssystems 


Das Eckpunktepapier sieht vor, dass eine Überprüfung des Leistungssystems des Asylbewer-


berleistungsgesetzes in den Fällen vorgenommen werden soll, in denen durch begrenzende 


Regelungen Doppelleistungen erfolgen, das Fehlverhalten eines Asylbewerbers zweifelsfrei 


nachgewiesen wurde oder die Verschleierung von einzusetzendem Vermögen vermieden wer-


den konnte. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Gegen eine Überprüfung ist zunächst nichts einzuwenden, da dies der Funktionsfähigkeit des 


Leistungssystems und der rechtskonformen Umsetzung dient. Wichtig ist jedoch, dass die 


Sondersituation im Rahmen des starken Zustroms von Schutzsuchenden gebührend Berück-


sichtigung findet. Durch die hohen Anforderungen an Behörden und nichtstaatliche Organisati-


onen würde es nicht verwundern, wenn manche Fehlentscheidungen auf Überforderung zu-


rückgingen oder vermeintliche Verschleierungen aufgrund von Unwissenheit geschähen. 


Es ist daher wichtig, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass nur vorsätzliches Verhalten 


für die Bewertung eines Fehlverhaltens eines Asylbewerbers herangezogen wird. 


b) Bedarfsanteil für Strombedarf und Hausinstandhaltungskosten 


Das Eckpunktepapier sieht weiter vor, dass der Bedarfsanteil für den Strombedarf und die 


Hausinstandhaltungskosten für die Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG, die nicht indivi-
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duell diese Kosten selbst tragen müssen, aus dem Leistungssatz ausgegliedert werden sollen. 


Dadurch wird der Geldleistungssatz numerisch um etwa 34,00 Euro abgesenkt. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Die im Rahmen der Sonderauswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe ermittelten 


regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben gliedern sich in zwölf Abteilungen, die dem not-


wendigen Bedarf und dem Barbedarf zugeordnet werden. Abteilung 4 umfasst die Bereiche 


Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung. Sie umfassen einen Teil des notwendigen 


Bedarfs, der nach § 3 Abs. 1 Satz 2 AsylbLG durch Sachleistungen gedeckt wird. Für 2016 wird 


dieser Betrag bei knapp 34.- Euro liegen. 


Da es sich nicht um Leistungen des notwendigen persönlichen Bedarfs handelt, der nach § 3 


Abs. 1 Satz 7 AsylbLG durch Geldleistungen gedeckt werden kann, sollen diese Leistungen 


nicht gekürzt werden.  


Die Kürzung kann sich lediglich auf die Leistungen für den Bedarf für Unterkunft und Heizung 


nach § 2 Abs. 2 Satz 4 AsylbLG beziehen, die als Sach- oder Geldleistungen erbracht werden 


können. Da diese Kosten unabhängig von der Frage anfallen, ob die Wohn- und Heizkosten in-


dividuell vom Leistungsberechtigten aufgebracht oder als Sachleistung erbracht werden, lässt 


sich der Vorschlag sie „auszugliedern“ ohne weitere Konkretisierung nicht bewerten. Zu beach-


ten wird sein, dass eine solche Absenkung nur dann in verfassungskonformer Weise gesche-


hen kann, wenn sie realitätsgerecht und begründbar in einem inhaltlich transparenten Verfah-


ren anhand des tatsächlichen Bedarfs gerade dieser Personengruppe belegt werden kann. 


 


13. Wohnsitzzuweisung  


Laut Eckpunktepapier soll künftig zur Sicherstellung der Integration und zur Vermeidung von 


sozialen Brennpunkten eine gleichmäßigere Verteilung von Schutzberechtigten durch eine 


Wohnsitzzuweisung erfolgen. Eine Verletzung der Wohnsitzzuweisung soll zu spürbaren Kon-


sequenzen für die Betroffenen führen.  


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Unter Schutzberechtigten können nach der Formulierung des Eckpunktepapiers sowohl sub-


sidiär Schutzberechtigte als auch anerkannte Flüchtlinge und Asylberechtigte verstanden wer-


den. Offenbar soll hier für alle international Schutzberechtigten und Asylberechtigten eine 


Wohnsitzzuweisung installiert werden. 


 


a) Subsidiär Schutzberechtigte 


Mit dem jüngsten Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 01.03.2016 in den verbundenen 


Rechtssachen C-443/14 und C-444/14 hat der EuGH entschieden, dass Art. 33 der Qualifikati-


onsrichtlinie die Mitgliedstaaten verpflichtet, den Personen, denen sie den subsidiären Schutz-


status zuerkannt haben, nicht nur zu gestatten, sich in ihrem Hoheitsgebiet frei zu bewegen, 


sondern auch dort ihren Wohnsitz zu wählen. Art. 29 und Art. 33 der Qualifikationsrichtlinie ste-


hen außerdem einer Wohnsitzauflage entgegen, die einer Person mit subsidiärem Schutzstatus 
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im Fall des Bezugs von Sozialleistungen erteilt wird, um eine angemessene Verteilung der mit 


der Gewährung verbundenen Lasten auf die jeweiligen Träger zu erreichen, sofern die Maß-


nahme nicht auch anderen Drittstaatsangehörigen und Angehörigen des Mitgliedstaates im Fal-


le des Sozialleistungsbezugs auferlegt wird.  


Hinsichtlich des Ziels, die konzentrierte Ansiedlung sozialhilfeabhängiger Drittstaatsangehöriger 


in bestimmten Gebieten und die Entstehung sozialer Brennpunkte mit ihren negativen Auswir-


kungen auf die Integration zu verhindern und Drittstaatsangehörige mit besonderem Integrati-


onsbedarf an einen bestimmten Wohnort zu binden, führt der EuGH aus, dass eine Wohn-


sitzauflage ausnahmsweise dann zulässig wäre, wenn Personen, die internationalen Schutz 


genießen, in stärkerem Maße mit Integrationsschwierigkeiten konfrontiert sind als andere Dritt-


staatsangehörige, die Sozialhilfe beziehen. Die Beantwortung der Frage, ob dies in den zu ent-


scheidenden Fällen gegeben ist, hat der EuGH jedoch offengelassen und an das Bundesver-


waltungsgericht zurückverwiesen. Das Eckpunktepapier enthält auch keine Angaben dazu, an 


welche Kriterien eine Wohnsitzauflage im Einzelnen geknüpft werden soll. Entscheidend wird 


also sein, wie dieser besondere Integrationsbedarf begründet wird, da andere Drittstaatsange-


hörige, die Sozialleistungen erhalten und in Ballungsgebieten wohnen, nicht offensichtlich einen 


anders zu bewertenden Integrationsbedarf haben. 


b) Anerkannte Flüchtlinge 


Die Ausführungen des EuGH zu subsidiär Schutzberechtigten gelten auch für Personen, denen 


die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, da Art. 29 und 33 der Qualifikationsrichtlinie von 


international Schutzberechtigten spricht und damit auch die Personengruppe der anerkannten 


Flüchtlinge umfasst wird.  


Auch die GFK schreibt vor, dass Einschränkungen hinsichtlich der freien Wahl des Wohnortes 


nur dann zulässig sind, wenn anerkannte Flüchtlinge gegenüber anderen Nicht-


Staatsangehörigen nicht benachteiligt werden. Wohnsitzauflagen, die an den Sozialhilfebezug 


der Betroffenen anknüpfen, sind jedenfalls nicht mit Art. 23 GFK zu vereinbaren, der vorgibt, 


dass Flüchtlingen die gleiche Behandlung zu gewähren ist wie den Staatsangehörigen des 


Aufnahmelandes. Auch Art. 2 Absatz 1 des 4. Zusatzprotokoll zur EMRK verbürgt das Recht 


auf Freizügigkeit. Einschränkungen sind zulässig zum Schutz der nationalen oder öffentlichen 


Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder zum Schutz der Rechte und 


Freiheiten anderer. Zur Vereinbarkeit von Wohnsitzauflagen mit dem 4. Zusatzprotokoll zur 


EMRK hat sich der EuGH bisher nicht geäußert. Auch der Europäische Gerichtshof für Men-


schenrechte hat bislang nicht entscheiden, unter welchen konkreten Umständen eine Wohn-


sitzauflage zulässig wäre. 


Nach der EuGH-Rechtsprechung wäre eine Wohnsitzauflage mithin dann zulässig, wenn 


Schutzberechtigte mehr Integrationsschwierigkeiten haben als andere Drittstaatsangehörige. 


GFK und EMRK würden sie aber ggf. mit dieser Begründung nicht zulassen. Dann verbliebe  


die Begründung der Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung. . 


Rechtlich betrachtet ist eine Wohnsitzauflage für international Schutzberechtigte also nur ein-


geschränkt zulässig. Politisch kann es durchaus wünschenswert sein, eine weitere Ansiedlung 


in Ballungsräumen mit Wohnraumproblemen und/oder einem problematischen Arbeitsmarkt zu 


verhindern. Allerdings gilt auch hier, dass Zwang wohl weniger bewirken wird als Freiwilligkeit, 


da eine Wohnsitzauflage vielfältige Belastungen für die Betroffenen mit sich bringt. Insbesonde-
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re beim Zugang zum Wohnungsmarkt, beim Zugang zum Arbeitsmarkt und hinsichtlich des Zu-


sammenlebens von Familienangehörigen werden die Betroffenen in der Ausübung weiterer 


Rechte und in ihrer weiteren Lebensgestaltung erheblich eingeschränkt. Auf diese Weise kann 


eine Wohnsitzauflage ihrerseits zum Integrationshemmnis werden. Besser wäre es daher, die 


Ansiedlung in Städten und Regionen, die von Zuwanderung profitieren können, durch Anreize 


zu fördern. In strukturschwachen Räumen, müsste dafür die notwendige Infrastruktur durch 


entsprechende Förderung geschaffen bzw. erhalten werden. Auch der Deutsche Caritasver-


band trägt durch vielfältige Initiativen dazu bei, Perspektiven insbesondere in ländlichen Räu-


men zu entwickeln.7 


14. Zugang und Verpflichtung zu Integrationsleistungen  


a) Ausweitung der Verpflichtungsmöglichkeit zur Teilnahme am Integrationskurs 


Asylberechtigte, anerkannte Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte (Inhaber eines Auf-


enthaltstitels gem. § 25 Abs. 1 oder Abs. 2 AufenthG) sollen zur Teilnahme an einem Integrati-


onskurs verpflichtet werden können, auch wenn bereits eine Verständigung mit einfachen deut-


schen Sprachkenntnissen möglich ist. Das ist gem. § 44a Abs. 1 Nr. 1 AufenthG bisher nicht 


möglich. Einfache Sprachkenntnisse seien mit Blick auf einen nachhaltigen Zugang zum Ar-


beitsmarkt und einen möglichen dauerhaften Aufenthalt aus integrationspolitischer Sicht nicht 


ausreichend. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Der Deutsche Caritasverband begrüßt die Öffnung von Integrationskursen für Asylbewerber 


und stimmt dem zu, dass mit Blick auf einen nachhaltigen Zugang zum Arbeitsmarkt ausrei-


chende Sprachkenntnisse bestehen sollten. Allerdings steht derzeit kein ausreichendes 


Kursangebot zur Verfügung: monatelange Wartezeiten sind keine Ausnahme. Sowohl das 


BAMF als auch die Arbeitsagentur stellen fest, dass das Interesse von Geflüchteten an 


Sprachkursen enorm groß ist und dass die zur Verfügung stehenden Kapazitäten trotz Erhö-


hung des Angebotes bei weitem nicht ausreichend sind. Das heißt, dass derzeit die Ausweitung 


des Integrationskursangebotes absolut vorrangig ist. Die Gründe für die nicht in ausreichendem 


Maße zur Verfügung stehenden Kurse sind vielfältig: Zum einen hat das BAMF mit einer gerin-


geren Nachfrage an Integrationskursen gerechnet. Weiter liegt die Problematik, neben den 


räumlichen Problemen der Kursträger, insbesondere auch an dem vorhandenen Mangel an 


Lehrkräften für Deutschkurse. Die Zahl der Lehrkräfte entspricht nicht dem angewachsenen 


Kursangebot. Außerdem sind viele Deutschlehrer/innen an Schulen gewechselt, die ebenfalls 


z.Z. zusätzliche Lehrer/innen benötigen. Dazu kommt, dass die Honorare für Deutschleh-


rer/innen in Integrationskursen sehr unattraktiv sind. Die vom BAMF eingeleiteten Maßnahmen 


zur Erhöhung der Anzahl an Lehrkräften (kleine Erhöhung der Lehrkräftevergütung und die Lo-


ckerung der Zulassungsvoraussetzungen für Lehrkräfte) werden nicht sofort dazu führen, den 


nötigen Bedarf zu decken. In Anbetracht dieser Gründe ist eine schnelle Lösung eher unwahr-


scheinlich.  


                                                
7
 http://www.caritas.de/magazin/kampagne/stadt-land-zukunft/plattform/  
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Eine geplante, erweiterte Verpflichtung würde auch zu einer Erweiterung des Rechtsanspruchs 


auf Teilnahme an einem Integrationskurs führen, so dass das BAMF die entsprechenden Kurse 


auch bereitstellen müsste und damit ein schnellerer Zugang zum Integrationskurs möglich wür-


de. Das wäre zu begrüßen. Andererseits führt eine Verpflichtung zu Sanktionen, wenn die Be-


troffenen ihrer Teilnahmepflicht nicht nachkommen. Das kann z.B. für Mütter oder auch für Vä-


ter problematisch sein, wenn sie eine Kinderbetreuung in einer Einrichtung nicht wünschen o-


der keine geeignete Kita finden. Hier müssten Lösungen gefunden werden. Die Probleme von 


Müttern bzw. Vätern bei der Teilnahme an Integrationskursen sind aber auch unabhängig von 


einer Verpflichtung zur Teilnahme am Integrationskurs anzugehen, indem etwa, soweit eine 


Aufnahme in eine reguläre Kindertageseinrichtung nicht möglich ist, eine integrationskursbe-


gleitende Kinderbetreuung, die seit dem 01.09.2015 abgeschafft wurde, wieder eingeführt wird. 


„Als Caritas machen wir die Erfahrung, dass sich die Leute nicht verweigern, sondern dass 


ihnen oft die Möglichkeiten fehlen, ihre Integrationswilligkeit zu beweisen – zum Beispiel weil es 


zu wenig Sprachkurse gibt. Wenn dann trotzdem sanktioniert wird, setzt man ein ganz schlech-


tes Signal“8. D.h. vorrangig sollte die freiwillige Teilnahme ermöglicht werden bzw. die Angebo-


te müssen ausreichend zur Verfügung stehen bevor es zu neuen Verpflichtungen kommt. 


 


b) Erlöschen des Teilnahmeanspruchs am Integrationskurs nach einem Jahr 


statt nach zwei Jahren 


Um den frühzeitigen Spracherwerb zu fördern, soll der Anspruch auf Teilnahme am Integrati-


onskurs (§ Abs. 2 AufenthG) statt wie bisher auf zwei Jahre auf ein Jahr befristet werden. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Angesichts der nicht ausreichend vorhandenen Kapazitäten und Angebote an Integrationskur-


sen geht eine Verkürzung des Teilnahmeanspruchs in die falsche Richtung und ist als unrealis-


tisch zu bewerten. Solange der Ausbau der Integrationskursangebote noch hinter der steigen-


den Nachfrage zurückbleibt, sollte der Teilnahmeanspruch weiterhin zwei Jahre Gültigkeit ha-


ben. 


 


15. Effizientere Steuerung des Integrationskurssystems 


a) Zulassung zum Integrationskurs 


Für Asylbewerber/innen mit guter Bleibeperspektive wurde der Zugang zum Integrationskurs 


geöffnet. Diese Zielgruppe soll nun in § 5 Abs. 3 IntV für eine Zulassung aufgenommen wer-


den. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


                                                
8
Der Tagesspiegel vom 17.4.2016, „Caritaspräsident im Interview“ 


http://www.tagesspiegel.de/politik/caritas-praesident-im-interview-es-besteht-die-gefahr-eines-
verdraengungswettbewerbs/13459926.html 
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Der Deutsche Caritasverband begrüßt die Aufnahme. Allerdings halten wir daran fest, dass die 


Integrationskurse auch für Asylsuchende aus Herkunftsländern mit einer Anerkennungsquote 


von unter 50 % geöffnet und der unbefristete Ausschluss aufgehoben werden sollte (s. Eck-


punkt 6). 


b) Verkürzung der Wartezeiten auf 6 Wochen bis Kursbeginn 


Um einen schnelleren Kursbeginn sicherzustellen, sollen Wartezeiten von bisher 3 Monaten 


zum Zustandekommen eines Integrationskurses auf sechs Wochen verkürzt werden. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Das entspricht den Forderungen des Deutschen Caritasverbandes und er würde es begrüßen, 


wenn die geplante Verkürzung gelingt. Allerdings sieht er angesichts des nicht ausreichenden 


Angebots an Integrationskursen große Umsetzungsprobleme.  


c) Erhöhung der Höchstteilnehmerzahl 


Die Höchstteilnehmerzahl soll von 20 auf 25 Personen erhöht werden. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Wenn eine Erhöhung aus Kapazitätsgründen notwendig ist, sollte ein differenzierteres Kursan-


gebot zur Verfügung stehen. Bei der Zusammensetzung der Kursteilnehmer/innen müssen die 


unterschiedlichen Voraussetzungen der Teilnehmer/innen berücksichtigt werden. Im Rahmen 


der Integrationskurse gibt es bereits spezifische Angebote für bestimmte Zielgruppen wie z. B. 


für Analphabeten, Frauen und für Menschen, die nicht in der lateinischen Schrift alphabetisiert 


sind. Diese inhaltliche und didaktische Differenzierung muss weiter ausgebaut werden. Men-


schen mit akademischer Ausbildung lernen anders als Menschen, die nur eine einsprachige 


Grundschulbildung haben. Wenn die Teilnehmer/innenzahl auf 25 erhöht wird, wird die Lehr-


kraft in den nicht zielgruppenspezifischen Kursen noch weniger als bisher auf die individuellen 


Lernbedarfe des einzelnen eingehen können. Soweit eine Erhöhung der Teilnehmerzahl aus 


Gründen der Kapazitätsausweitung über die aus fachdidaktischen Gründen zu empfehlende 


Größe erfolgt, sollte diese wieder gesenkt werden, sobald hierfür die Voraussetzungen vorlie-


gen.   


d) Schaffung von Transparenz 


Zur besseren Koordinierung und Steuerung einer bedarfsgerechten Versorgung mit Integrati-


onskursen und eines zeitnahen Kursbeginns sollen die Kursträger zur Veröffentlichung ihres 


Kursangebots und freier Kursplätze verpflichtet werden. 
 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Der Deutsche Caritasverband geht davon aus, dass die Integrationskursträger sich bereits aus-


reichend um die Auslastung ihrer Kurse bemühen und hält diese Verpflichtung nicht für not-


wendig. 
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e) Stärkung der Wertevermittlung im Orientierungskurs 


Es ist vorgesehen den Orientierungskurs von 60 auf 100 Unterrichtseinheiten (UE) aufzusto-


cken und den inhaltlichen Schwerpunkt auf die Wertevermittlung zu legen. 


 


Bewertung und Handlungsbedarf 


Der Deutsche Caritasverband begrüßt die Aufstockung auf 100 UE. Eine abschließende Be-


wertung kann erst erfolgen, wenn das erweiterte Curriculum bekannt ist. 


 


 


Freiburg/Berlin, 25.04.2016 


Deutscher Caritasverband e.V. 


Vorstandsbereich Sozial- und Fachpolitik 


Prof. Dr. Georg Cremer 


Generalsekretär 


 


Ansprechpartner/innen 


Martin Beißwenger, Referent für Flüchtlingsfragen, DCV (Freiburg), 


Tel. 0761 200-327, Martin.Beisswenger@caritas.de 


 


Dr. Birgit Fix, Referentin für Armuts- und Arbeitsmarktfragen, DCV (Berliner Büro), 


Tel. 030 284447-78, birgit.fix@caritas.de 


 


Tobias Mohr, Referent für Flüchtlingsfragen, DCV (Freiburg), 


Tel. 0761 200-475, Tobias.Mohr@caritas.de 


 


Bernward Ostrop, Referent für Migration und Flüchtlinge, DCV (Berlin), 


Tel. 030 284447-53, Bernward.Ostrop@caritas.de 


 


Antonella Serio, Referentin für Integrationspolitik und -maßnahmen, DCV (Freiburg), 


Tel. 0761 200-355, antonella.serio@caritas.de 


 


Dr. Tießler-Marenda, Referentin Migration und Integration, DCV (Freiburg), 


Tel. 0761 200-371, elke.tiessler-marenda@caritas.de 
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 
Randersackerer Straße 25, 97072 Würzburg 


 


An alle Helferkreise, Ehrenamtliche 
und Engagierte in der Asyl-und Flüchtlingsarbeit 
im Landkreis Würzburg 


 
 
 


 
 
 
 
 
 
 


Würzburg, den 20.05.2016 


Ehrenamts-
koordination  


Sandra Hahn 
Tobias Goldmann 


0931/38659-119 
0931/38659-118 


s.hahn@caritas-wuerzburg.org 
t.goldmann@caritas-wuerzburg.org 


 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Ehrenamtliche,  
 


ein afghanisches Sprichwort besagt: „Auch wenn ein Berg sehr hoch ist, gibt es einen Weg 
nach oben“. Gerade für die vielen tausend Flüchtlinge, die den langen Weg durch Europa 


gewählt und Deutschland erreicht haben, trifft diese Aussage zu: Kein Weg ist zu schwierig 


und zu weit um den rivalisierenden Gruppen und Warlords im Land, die um Macht und 
Einfluss kämpfen, zu entgehen.  


Die Islamische Republik Afghanistan ist eines der ärmsten Länder der Welt und von einer 
männlich dominierten Gesellschaft geprägt. Häufig wird Afghanistan durch Gruppen, die ihre 


Interessen gewaltsam vertreten, von immer neuen Anschlägen mit Toten und Verletzen 


erschüttert.  
Wenn die Geflüchteten schließlich in Deutschland ankommen, können aufgrund der 


unterschiedlichen Kulturen und „fremden“ Verhaltensweisen Missverständnisse 
untereinander auftreten.  


 


Gemeinsam mit Herrn Matthias Hofmann (bis 2010 interkultureller Einsatzberater der 
Bundeswehr für Afghanistan, seit 2012 in der Abteilung Analyse MENA, Historiker und 


Orientalist) widmen wir uns einem Abend zu den Fluchtgründen, Sitten und Gebräuchen 
afghanischer Flüchtlinge. Ziel ist es, die Situation der Flüchtlinge besser einordnen zu 


können und neu motiviert Herausforderungen zu begegnen.  
 


Gerne laden wir Sie ein, zu einem nächsten Austauschtreffen der Helferkreise zum Thema:  


 
„Fluchtland Afghanistan – 


 Kultur, Menschen und Hintergründe der Flüchtlinge besser verstehen“  
am Freitag, den 17. Juni 2016 von 19:00 – circa 21:00 Uhr 


im Matthias-Ehrenfried-Haus in Würzburg (Bahnhofstraße 4, 97070 Würzburg) 


 
 


Anmeldung erforderlich:  
Um besser planen zu können und da die Teilnehmerzahl leider begrenzt ist, freuen wir uns 


über eine Rück- bzw. Anmeldung per Email oder Telefon bis spätestens Donnerstag, den  
09. Juni 2016.  


 


Wir freuen uns schon sehr auf Ihre Teilnahme und den Austausch mit Ihnen.  
 


Herzliche Grüße  
 


 


Sandra Hahn und Tobias Goldmann  
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Anfahrtsbeschreibung Matthias-Ehrenfried-Haus: 
(Bahnhofstraße 4; 97070 Würzburg) 


 


 
 


Mit den öffentlichen Verkehrsmitteln: 
Ausstieg am Hauptbahnhof und zu Fuß in die Bahnhofstraße 


 
Mit dem PKW: 


Einfahrt nach Würzburg und den Schildern in Richtung „Hauptbahnhof“ folgen. Einfahrt in 


Bahnhofstraße. Vor Ort befinden sich einige Parkplätze, die direkt zum Matthias-Ehrenfried-
Haus gehören. In der Bahnhofstraße befinden sich weitere (kostenpflichtige) Parkplätze. 
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Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Wir wünschen Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft für Ihr 
großartiges Engagement.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Tobias Goldmann    Sandra Hahn 
 

 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V.  
Randersackerer Straße 25  
97072 Würzburg  
Tel. 0931 38659-118    0931 38659 - 119 
Mobil 0172 7926928    01552 4306779 
Fax 0931 38659-199    0931 38659-199 
mailto: t.goldmann@caritas-wuerzburg.org s.hahn@caritas-wuerzburg.org  
www.caritas-wuerzburg.org   www.caritas-wuerzburg.org  
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